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Zusammenfassung 

 

In der aktuellen Forschungsdebatte um die voranschreitenden Energietransitionsprozesse 

gewinnt die Destabilisierung des bestehenden sozio-technischen Regimes zunehmend an 

Bedeutung. Hieran knüpft diese Arbeit mit dem Fokus auf Phase-out Politiken (Ausstiegspoli-

tiken) als ein Aspekt zur Destabilisierung in Energietransitionen an. Der Gegenstand der Ar-

beit ist demnach der politische Prozess bis zum Beschluss des Braunkohleausstiegs in 

Deutschland. Mithilfe des Advocacy Coalition Framework (ACF) werden die Überzeugungen 

(Beliefs) der Akteur*innen in der politischen Debatte um den Braunkohleausstieg zwischen 

2018 und 2020 herausgearbeitet, um darauf aufbauend die Veränderungen der Beliefs der 

Akteur*innenkoalitionen hinsichtlich politischer Wandlungsprozesse zu analysieren.  

Für das politische Subsystem des Braunkohleausstiegs werden eine Wirtschafts- und eine 

Umweltkoalition identifiziert, wobei sich die Wirtschaftskoalition gegen einen schnellen 

Braunkohleausstieg ausspricht und die Vermeidung der daraus entstehenden Folgen priori-

siert. Dem gegenüber steht die Umweltkoalition, die die Einhaltung der Pariser Klimaziele 

fordert und deshalb einen schnellen Braunkohleausstieg anstrebt. Im Vergleich zu 2018 zei-

gen die Beliefs der Akteur*innenkoalitionen 2020 fast ausschließlich Veränderungen der 

Beliefs der Wirtschaftskoalition. Hierbei veränderte sich die Debatte weg von der Frage, ob 

Deutschland aus der Braunkohleverstromung aussteigt, hin zur Gestaltung dieses Phase-

outs. Durch die Repräsentation der Positionen der Wirtschaftskoalition im Kohleausstiegsge-

setz 2020 lässt sich ein umfassender Politikwandel im Sinne des ACFs auch mit dem Be-

schluss des Phase-outs nicht feststellen. Allerdings legen die Ergebnisse nahe, dass der stei-

gende Druck auf die Wirtschaftskoalition durch die erhöhte öffentliche Aufmerksamkeit und 

die in der Folge darauf erstarkte Umweltkoalition den Beschluss des Braunkohleausstiegs 

bewirkt haben. 
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1. Einleitung 

In den letzten Jahrzehnten hat sich der Energiesektor in Deutschland im Zuge des Energie-

wandels stark verändert. So ist der Anteil der erneuerbaren Energien am Bruttostromver-

brauch seit 1990 von 3,4 auf 45,4 Prozent im Jahr 2020 angestiegen (UBA 2021). Nach dem 

Klimaschutzplan der Bundesregierung für 2050 sollen die Emissionen aus dem Energiesektor 

in Deutschland bis 2030 um etwas über 60 Prozent gegenüber 1990 sinken (BMU 2016). Da-

von wurde bis 2017 eine Reduktion um 36 Prozent erreicht, was dem Ausbau der erneuerba-

ren Energien im Zuge des Energiewandels zuzuschreiben ist (UBA 2020). Für die weitere Re-

duktion der Emissionen spielt die Braunkohleverstromung eine entscheidende Rolle, denn 

durch den hohen Emissionsfaktor trägt sie zu einem wesentlichen Teil der Emissionen im 

Energiesektor bei (ebd.). So können die Ziele für 2030 laut Klimaschutzplan „nur erreicht 

werden, wenn die Kohleverstromung schrittweise verringert wird“ (BMU 2016). Aus diesem 

Grund wurde die Debatte um die Phase-out Politik (Ausstiegspolitik) der fossilen Energieträ-

ger in Deutschland in den letzten Jahren intensiviert (Leipprand und Flachsland 2018: 191). 

An der öffentlichen Debatte beteiligten sich verschiedene Akteur*innen des Energiesektors 

mit ihren unterschiedlichen Überzeugungen und nahmen Einfluss auf die politische Gestal-

tung der Reduktion der Braunkohleverstromung. Die Debatte um den Kohleausstieg münde-

te 2020 in dem vom Bundestag beschlossenen Kohleausstiegsgesetz, wonach Deutschland 

spätestens 2038 aus der Braunkohlverstromung aussteigen soll. Damit ist dieser Beschluss 

ein Beispiel für Phase-out Politiken und das Ergebnis der Debatte über die Zukunft der 

Braunkohle in Deutschland. 

Auch in der Forschung zu Transitionsprozessen kommt der sogenannten „flipside of energy 

transitions“ (Kehrseite der Energietransitionen) eine wachsende Bedeutung zu, bei der die 

Destabilisierung des bestehenden Energiesystems durch Phase-out Politiken mit dem Ziel 

der Umstellung auf erneuerbare Energien im Fokus steht (Turnheim und Geels 2012). Mit 

der Untersuchung des Braunkohleausstiegs im deutschen Energiewandel verwendet diese 

Arbeit ein in der Empirie viel untersuchtes Beispiel einer Energietransition und schließt damit 

an die aktuelle Forschungsdebatte an (Markard et al. 2021; Müller-Hansen et al. 2021; Brau-

ers et al. 2020). Dazu wird in dieser Arbeit die Debatte um den Braunkohleausstieg mithilfe 

des Advocacy Coalition Frameworks (ACF), eines akteur*innenbasierten Ansatzes zur Analy-
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se von Politikprozessen, untersucht. Der Beitrag der Arbeit besteht dabei in der Analyse des 

politischen Wandlungsprozesses auf Basis der Veränderungen der Überzeugungen der Ak-

teur*innen. Dazu werden in dieser Arbeit folgende Fragestellungen untersucht: 

1) Wie veränderten sich die Überzeugungen (Beliefs) der Akteur*innen in der Debatte 
um den Braunkohleausstieg von 2018 bis 2020?  

2) Inwiefern hat ein politischer Wandlungsprozess durch die veränderten Überzeugun-
gen (Beliefs) der Akteur*innen stattgefunden?  

Für die Beantwortung der Fragestellungen wird zuerst der Stand der Forschung zu Transiti-

onsprozessen im Energiesektor dargestellt. Dabei wird der Anknüpfungspunkt der Arbeit in 

der Analyse von Phase-out Politiken im deutschen Energiewandel beschrieben, um dann 

anschließend das ACF als akteur*innenbasierten Analyserahmen dieser Arbeit vorzustellen. 

Für die Anwendung des ACFs wird das Fallbeispiel des Braunkohleausstiegs mit den Hinter-

gründen der Debatte in Deutschland dargestellt, damit die Strukturen des ACFs im Anschluss 

auf den Untersuchungsgegenstand zugeschnitten und operationalisiert werden können. Im 

nächsten Kapitel erfolgt die Beschreibung der Methodik für die Erhebung und Auswertung 

der empirischen Daten. Dabei werden zuerst die Ergebnisse der Analyse der Überzeugungen 

(Beliefs) und deren Veränderungen vorgestellt und diskutiert, sodass auf dieser Basis die 

Einflussfaktoren für Politikwandel im Hinblick auf die Fragestellung und den Forschungsstand 

erörtert werden können. Die Arbeit schließt mit einem Fazit. 

2. Stand der Forschung: Energietransitionen und die Analyse von 

Politikwandel 

2.1 Sozio-technische Transitionsprozesse und der deutsche Energiewandel 

Diese Arbeit lässt sich in der Forschung zu nachhaltigen Transitionsprozessen im Energiesek-

tor verorten. Um die Forschungslücke und damit den Ansatzpunkt dieser Arbeit aufzuzeigen, 

wird der aktuelle Forschungsstand im Bereich Energietransitionen im Folgenden dargestellt. 

Dabei sind Energietransitionen empirische Beispiele von aktuell andauernden Transitions-

prozessen, die mithilfe verschiedener Transitionstheorien umfassend untersucht wurden 

und werden (Markard et al. 2012: 961; Fischer und Newig 2016: 476). Nachhaltige Transi-

tionsprozesse werden von Markard et al. (2012: 956) als “long-term, multi-dimensional, and 

fundamental transformation processes through which established socio-technical systems 
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shift to more sustainable modes of production and consumption“ definiert. Demnach spielen 

die Intention und Zielgerichtetheit bei dem grundlegenden Wandlungsprozess eine wichtige 

Rolle (Markard et al. 2012: 957). Für die Erklärung und Analyse von Transitionsprozessen 

existieren verschiedene theoretische Ansätze, die den Prozess aus unterschiedlicher Per-

spektive konzeptualisieren (Smith et al. 2010; Markard et al. 2012; Köhler et al. 2019: 4). Für 

die Beschreibung des aktuellen Forschungsstandes und der daraus resultierenden For-

schungslücke ist der theoretische Ansatz der Multi-Level Perspektive grundlegend und wird 

im Kapitel 2.2 kurz erläutert. 

Gleichzeitig basiert diese Arbeit auf der umfassenden Forschungsdebatte des deutschen 

Energiewandels. Diese gehört zu den in der Forschung besonders viel diskutierten Beispielen 

nachhaltiger Transitionsprozesse, die insbesondere aufgrund der umfangreichen Zielstellun-

gen eine starke Erhöhung des Anteils erneuerbarer Energien am Strommix und den Ausstieg 

aus der Atomenergie beinhalten (Quitzow et al. 2016: 163). Dies erfordert verschiedene 

Veränderungsprozesse, wie beispielsweise den Wechsel von einem zentral strukturierten 

Energiesektor hin zu einer dezentralen Energieinfrastruktur (Geels et al. 2016: 901; Quitzow 

et al. 2016: 166). Für die Untersuchung des deutschen Energiewandels aus historischer Per-

spektive stellen Hake et al. (2015) Pfadabhängigkeiten und Faktoren des Wandels seit 1950 

heraus. Zusätzlich dazu beschreibt die Arbeit von Geels et al. (2016) mithilfe einer Multi-

Level Analyse die Dynamiken zwischen verschiedenen Ebenen im deutschen Energiewandel 

unter Berücksichtigung der Akteur*innen, der Technologien und der Institutionen. Schmid et 

al. (2016) untersuchen in ihrer Arbeit die unterschiedlichen Akteur*innen der deutschen 

Energiewende im Hinblick auf ihre Rollen und Motive im Transitionsprozess.  

Ein Kernprozess des deutschen Energiewandels ist der breite Ausbau erneuerbarer Energien, 

der von Jacobsson und Lauber (2006) untersucht wurde. Die dazugehörigen politischen Ver-

änderungen wurden in der Arbeit von Hirschl (2008) umfassend beschrieben. Durch diesen 

Ausbau und den wachsenden Einfluss der Vertreter*innen erneuerbarer Energien wurden 

die etablierten Akteur*innen der Energieversorgung mit Herausforderungen konfrontiert, 

die von Kungl (2015) untersucht wurden. Zusätzlich dazu gibt es umfangreiche Studien zu 

Teilaspekten des Energiewandels. So untersuchen Reichardt et al. (2016) beispielsweise die 

Politiken, die das Technologische Innovationssystem Offshore-Wind in Deutschland beein-
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flussen. Die vorliegende Arbeit beschreibt ebenfalls einen Teilaspekt des deutschen Ener-

giewandels – den Braunkohleausstieg – im Hinblick auf die beteiligten Akteur*innen, ihre 

Überzeugungen und Akteur*innenkoalitionen. Damit lässt sich diese Arbeit in der For-

schungsdebatte zum deutschen Energiewandel verorten und soll einen Beitrag zu dessen 

Analyse leisten. 

2.2 Die Multi-Level Perspektive und die Destabilisierung des sozio-technischen 

Regimes 

Die Multi-Level Perspektive (MLP) beschreibt den Transitionsprozess als Verschiebung von 

einem sozio-technischen System zu einem anderen (Geels und Schot 2011: 11). Sozio-

technische Systeme vereinen dabei die technologische und gesellschaftliche Dimension von 

Wandel und deren Wechselwirkungen (Geels 2004: 902). Sie sind über einen langen Zeit-

raum stabil und verändern sich inkrementell entlang eines Entwicklungspfades, der durch 

sogenannte Lock-in Mechanismen bestimmt wird (Geels 2002: 1260; Geels und Schot 2011: 

19f.). Dies können beispielsweise Routinen, Institutionen oder dominante Technologien sein, 

die eine andere Entwicklungsrichtung unwahrscheinlicher machen (Geels und Schot 2011: 

20). In der MLP werden Transitionsprozesse als koevolutionäre Prozesse dargestellt, die im 

Zusammenspiel zwischen den drei Leveln (Ebenen) der MLP – der Nische, dem sozio-

technischen Regime und der sozio-technischen Landschaft – entstehen, wobei die Ebene des 

sozio-technischen Regimes die Eigenschaften der Stabilität und der Lock-in Mechanismen 

beinhaltet (Geels und Schot 2011: 18f.).  

In Studien wurde der Fokus dabei zumeist auf die technologischen und innovativen Entwick-

lungen in Nischen zu Beginn von Transitionsprozessen gelegt (Leipprand und Flachsland 

2018: 191; Markard et al. 2020: 1). Diese beschreiben die Entstehung von Nischen, in denen 

Innovationen geschützt entwickelt werden, und den Übergang in das bestehende sozio-

technische Regime, bei dem die Innovationen mit dem bestehenden Regime in den Wettbe-

werb treten und es gegebenenfalls ersetzen (Geels und Schot 2011: 22). Für diesen Über-

gang sind sogenannte Gelegenheitsfenster („windows of opportunity“) von Bedeutung, die 

das bestehende sozio-technische Regime destabilisieren und für Innovationen aus den Ni-

schen öffnen (Geels und Schot 2011: 26). Diese können zum Beispiel durch einen erhöhten 

Druck auf das System aus der sozio-technischen Landschaft entstehen (Geels und Schot 
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2011: 25). Die Landschaft beinhaltet die externen Kontextfaktoren des sozio-technischen 

Regimes und steht deshalb außerhalb ihres direkten Einflussbereichs (Geels und Schot 2011: 

23). Solange das sozio-technische Regime stabil ist, ist die Wahrscheinlichkeit für den Über-

gang von Innovationen aus den Nischen in das Regime sehr gering (Geels und Schot 2011: 

25).  

Die Destabilisierung des bestehenden Regimes und die daraus resultierende Öffnung für 

Innovationen aus den Nischen mithilfe von Gelegenheitsfenstern ist ein Aspekt des sozio-

technischen Transformationsprozesses. Sie wird als sogenannte „flipside of energy transiti-

ons“ (Turnheim und Geels 2012: 35) beschrieben, bei der es um den Rückgang des Einflusses 

der Incumbents (der etablierten Akteur*innen) geht. Im Phasenmodell des Energiewandels 

von Markard (2018) wird dies ebenfalls aufgeführt. Danach lässt sich der Prozess des Ener-

giewandels in zwei Phasen unterteilen, wobei sich der deutsche Energiewandel in der zwei-

ten Phase befindet (Markard 2018: 628). Diese Phase ist durch den Rückgang der vorherr-

schenden Technologien zur Energiegewinnung und einer Verringerung der Macht ihrer Ak-

teur*innen auf das Wirtschaftsgeschehen gekennzeichnet, sodass die Akteur*innen der er-

neuerbaren Energien an Macht gewinnen (Markard 2018: 630). Demnach ist die Destabilisie-

rung und in Folge darauf die Verringerung des Einflusses der Incumbents ein zentraler Ent-

wicklungsprozess dieser Phase. In der empirischen Forschung ist der Destabilisierungspro-

zess bisher eher unterrepräsentiert (Turnheim und Geels 2012: 35; Rogge und Johnstone 

2017: 128; Markard 2018: 632). Mit dem Voranschreiten des Energiewandels in vielen Län-

dern kommt diesem Teil des Transitionsprozesses mehr Bedeutung zu (Kivimaa und Kern 

2016: 205; Kungl und Geels 2018: 78; Markard 2018: 632).  

2.3 Phase-out Politiken in der Destabilisierung des bestehenden Regimes 

Der Rückgang des Einflusses der Incumbents und die Destabilisierung des bestehenden Re-

gimes haben verschiedene Ursachen und werden durch das Zusammenwirken verschiedener 

Prozesse verstärkt. So zeigen Kungl und Geels (2016), dass der Druck auf die Incumbents des 

deutschen Energiesektors aufgrund verschiedener externer Faktoren über einen langen Zeit-

raum gestiegen ist und in ihrem Zusammenwirken zu einer Destabilisierung geführt hat. Zu-

sätzlich dazu kann die Verringerung des Einflusses der Incumbents auch als Konsequenz auf 

darauf abzielende Politikentscheidungen zustande kommen (Stegmaier et al. 2014: 111; 
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Kivimaa und Kern 2016: 206). Dementsprechend sind Policies, die das sozio-technische Sys-

tem betreffen, ein wichtiger Kernaspekt des Transitionsprozesses. Markard et al. (2016: 217) 

definieren Policy als “the content or substance of policy making, including objectives, pro-

grams, regulations, laws and funding priorities”. In Bezug auf die Destabilisierung des sozio-

technischen Regimes zielen Policies vorwiegend auf die Änderungen der direkten Unterstüt-

zung bestimmter Industrien und der Veränderungen der wirtschaftlichen Rahmenbedingun-

gen durch Regulationen oder Steuern ab (Turnheim und Geels 2012: 46). Kivimaa und Kern 

(2016) analysieren in ihrer Arbeit das Zusammenwirken und die Kombination verschiedener 

Policies zur Destabilisierung.  

Ein politisches Instrument zur Destabilisierung des bestehenden sozio-technischen Regimes 

sind Phase-out Politiken. Darunter werden die politischen Beschlüsse und Maßnahmen zum 

Ausstieg aus Systemen mit hohen CO2-Emissionen zusammengefasst (Geels et al. 2017: 

1243). Rogge und Johnstone (2017) untersuchen den Effekt von Phase-out Politiken auf den 

Energiewandel am Beispiel des Atomausstiegs in Deutschland. Demnach ist dieses Phase-out 

das einzige Politikinstrument der Destabilisierung, das einen signifikanten positiven Effekt 

auf die Ausweitung der erneuerbaren Energien hat (Rogge und Johnstone 2017: 134). Auf-

grund dieser Beschleunigung des Energiewandels wird der Ausstieg aus der fossilen Energie-

erzeugung immer häufiger diskutiert (Rogge und Johnstone 2017: 128; Isoaho und Markard 

2020: 343).  

Dementsprechend sind Phase-out Politiken ein wichtiger Bestandteil der Untersuchung von 

Policy im Transitionsprozess und in der Destabilisierung des bestehenden Regimes. Die Un-

tersuchung der Entwicklung hin zur politischen Entscheidung eines Phase-out ist Ansatz-

punkt und Gegenstand dieser Arbeit. Stegmaier et al. (2014) untersuchen dazu in ihrer Ar-

beit die politische Steuerung der Destabilisierung („Governance of Discontinuation“). Dieser 

Ansatz wird von Longen et al. (2015: 121f.) um den Einbezug der Akteur*innen erweitert, 

denn die politische Steuerung der Destabilisierung entsteht auch in Aushandlungsprozessen 

zwischen verschiedenen Akteur*innen, bei der die gezielte Deskonstruktion des bestehen-

den Regimes im Zentrum steht. Diese akteur*innenbasierte Perspektive auf Destabilisie-

rungsprozesse wird auch in dieser Arbeit weiterentwickelt, denn verschiedene empirische 

Studien zu den Incumbents des sozio-technischen Regimes und zur öffentlichen Debatte um 
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Policies zeigen, dass die Akteur*innen des Energiesektors die politischen Entscheidungen auf 

unterschiedliche Weise beeinflussen. Der Einfluss der Incumbents und ihr Widerstand bei 

der Destabilisierung führt beispielsweise zu einem langsameren Voranschreiten der Energie-

transition (Hess 2014; Lauber und Jacobsson 2016; Stefes 2016; Johnstone und Hielscher 

2017). Dies lässt sich insbesondere in den Analysen der Einflussnahme auf die öffentlichen 

Debatten zu Policies des Energiewandels von Rosenbloom (2018) und Leipprand und Flachs-

land (2018) feststellen. Für die Debatte um die Zukunft fossiler Energien in Deutschland kön-

nen Leipprand und Flachsland (2018: 196) in ihrer Analyse zeigen, dass die Akteur*innen der 

Incumbents die Debatte durch ihre Fokussierung auf die negativen Effekte eines möglichen 

Ausstiegs zu ihren Gunsten beeinflussen. Hier knüpft diese Arbeit an, indem die Debatte des 

Phase-outs der Braunkohleverstromung mithilfe des ACFs, einem Erklärungsansatz für Poli-

tikwandel auf Basis von Akteur*innenkoalitionen, untersucht wird. 

2.4 Forschungslücke: Die akteur*innenbasierte Analyse von Phase-out Politiken 

Auf Basis des oben beschriebenen Forschungsstands wird im Folgenden die Forschungslücke 

zusammengefasst und der Beitrag dieser Arbeit darin dargestellt. Wie im vorherigen Kapitel 

beschrieben, stellt die empirische Untersuchung von Phase-out Politiken zur Destabilisierung 

des bestehenden sozio-technischen Regimes in der Analyse von Energietransitionen einen 

neu aufkommenden Forschungsbedarf dar, der durch bisherige Studien in dem Bereich noch 

nicht gedeckt ist. Dabei liegt dieser insbesondere in der Analyse der Entwicklungen die zum 

Beschluss eines Phase-outs führen. Daran anknüpfend untersucht diese Arbeit die Entwick-

lungen der Debatte vor dem Beschluss des Phase-outs aus einer akteur*innenbasierten Per-

spektive, indem hier die Veränderungen der Überzeugungen der Akteur*innen grundlegend 

sind. Nach Löhr (2020: 20) wird diese Perspektive in der Transitionsforschung bisher wenig 

berücksichtigt. Als theoretischen Ansatz dieser Arbeit wird das ACF genutzt, um die Über-

zeugungen zu konzeptualisieren und Advocacy Koalitionen innerhalb der beteiligten Ak-

teur*innengruppe zu identifizieren. Der Ansatz zur Analyse von Politikprozessen eignet sich 

damit ideal zur Untersuchung der Debatte um Phase-out Politiken.  

Das empirische Beispiel dieser Arbeit ist der vom Bundestag beschlossene Braunkohleaus-

stieg in Deutschland. Die Veränderungen der Überzeugungen von Akteur*innen in der De-

batte zwischen 2018 und 2020 beschreibt einen Aspekt des Politikprozesses in Deutschland 
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und diese Untersuchung trägt damit ebenfalls zur Schließung der Forschungslücke bei der 

Analyse der deutschen Energietransition bei. Der Energiewandel wurde bereits umfassend 

mithilfe des ACFs untersucht und diese Arbeit knüpft an die Ergebnisse zu bestehenden Ak-

teur*innenkoalitionen an (siehe Kapitel 3.6). Die Analyse des Braunkohleausstiegs als wichti-

ge Politikentscheidung im Prozess der Destabilisierung des bestehenden sozio-technischen 

Regimes wurde bisher noch nicht berücksichtigt. Dazu wird hier insbesondere auf die For-

schungsergebnisse von Leipprand und Flachsland (2018) Bezug genommen, die die Debatte 

um den Kohleausstieg 2015 und 2016 untersuchen.  

3. Das Advocacy Coalition Framework 

3.1 Der theoretische Ansatz zur Analyse von Politikprozessen 

Das ACF stammt aus den 1980er Jahren und wurde von Sabatier und Jenkins-Smith zur Ana-

lyse von Policy Prozessen entwickelt (Weible et al. 2009: 122). Das Ziel des ACFs war zu-

nächst die konzeptionelle Integration von strukturellen Bedingungen und sozialer Interaktion 

von Akteur*innen unter Berücksichtigung von Lernprozessen und Machtdynamiken in die 

Analyse von Politikprozessen (Sabatier 1988: 130). Demnach spielen die Akteur*innen eines 

Politikfelds mit ihren Überzeugungen und ihrem Einfluss eine zentrale Rolle für Policy Verän-

derungen. Durch diesen akteur*innenbasierten Ansatz bezieht das ACF die kognitive Dimen-

sion von Wandlungsprozessen in seine Perspektive auf Politikprozesse mit ein (Kern und 

Rogge 2018: 105). Bisher fand das ACF in zahlreichen Fallstudien zu verschiedenen Politikbe-

reichen und in verschiedenen Ländern insbesondere zur Erklärung von energie- und um-

weltpolitischen Entwicklungen Anwendung (Weible et al. 2009: 125). Zudem wurde es mehr-

fach überarbeitet und weiterentwickelt (Sabatier und Weible 2007; Weible et al. 2009; 

Jenkins-Smith et al. 2018; Weible und Ingold 2018; Weible et al. 2020).  

Die zentrale Annahme des ACFs ist, dass die Analyse von politischen Wandlungsprozessen 

über einen Zeitraum von mindestens zehn Jahren innerhalb eines politischen Subsystems 

und auf Basis von Überzeugungen und Wertvorstellungen der Akteur*innen des Subsystems 

erfolgen sollte (Sabatier 1988: 131). Diese werden dabei als Belief System konzeptualisiert. 

Die Akteur*innen eines Subsystems streben die Einflussnahme auf den Policy Prozess an und 

lassen sich im Subsystem anhand ähnlicher Beliefs zu Advocacy Koalitionen zusammenfassen 
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(Sabatier und Weible 2007: 192). Advocacy Koalitionen und die Beliefs der Akteur*innen sind 

über einen längeren Zeitraum stabil, sodass für die Wahrnehmung von Wandlungsprozessen 

im Subsystem ein Analysezeitraum von etwa zehn Jahren empfohlen wird (Weible et al. 

2020: 1067). Die Wandlungsprozesse werden demnach meist durch politikorientiertes Ler-

nen der Akteur*innen und externe Störungen oder Einflüsse ausgelöst (Sabatier und Weible 

2007: 192).  

Anknüpfend an bisherige Ergebnisse der Transitionsforschung bietet das ACF mit dem poli-

tikwissenschaftlichen Ansatz die Möglichkeit, den Einfluss der Akteur*innen mit ihren Über-

zeugungen auf die Policies der Energietransition zu untersuchen. Hierbei wird Wandel im 

ACF und in Forschungen zur Energietransition als langfristiger Prozess begriffen, bei dem 

verschiedene Faktoren auf das (Sub-)System wirken und einen Transitionsprozess dadurch 

hemmen oder beschleunigen können. Im Folgenden wird die Struktur des ACFs mit dem poli-

tischen Subsystem, den Advocacy Koalitionen und dem Belief System dargestellt. Diese sind 

Grundlage für die empirische Untersuchung dieser Arbeit und bieten damit den Analyserah-

men für die Einflussfaktoren von Politikwandel. Der Untersuchungszeitraum von 2018 bis 

2020 dieser Arbeit, ist nach der theoretischen Grundlegung des ACFs nicht ausreichend, um 

Wandlungsprozesse zu identifizieren. Auf Basis bisheriger Anwendungen des ACFs im Sub-

system des deutschen Energiewandels (Reiche 2004; Hirschl 2008; Gründinger 2017; 

Leipprand et al. 2017; Löhr 2020) und der Beschreibung des Subsystems der Braunkohle wird 

für diese Arbeit dennoch argumentiert, dass sich auch im Analysezeitraum erste Verände-

rungen der Beliefs für einen politischen Wandlungsprozess nach dem ACF erkennen lassen 

sollten. Eine abschließende Betrachtung kann jedoch erst anhand eines längeren Analyse-

zeitraums vorgenommen werden. Dies wird in Kapitel 3.6 genauer erläutert. 

3.2 Das politische Subsystem 

Das politische Subsystem bildet die Analyseeinheit des ACFs. Es wird durch die Aspekte des 

„policy topic, territorial scope, and the actors directly or indirectly influencing policy subsys-

tem affairs” definiert (Jenkins-Smith et al. 2018: 139). Die Charakterisierung eines Subsys-

tems erfolgt dementsprechend sowohl räumlich als auch funktional durch die Beschränkung 

auf ein Politikproblem (Sabatier und Weible 2007: 192). Einen Kern des Subsystems bilden 

alle Akteur*innen inklusive ihrer Interaktion, die das spezifische Politikthema über einen 
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längeren Zeitraum beeinflussen oder dies versuchen (Jenkins-Smith und Sabatier 1994: 178; 

Sabatier und Weible 2007: 192). Zu den Akteur*innen gehören „actors at various levels of 

government, active in policy formulation and implementation, as well as journalists, re-

searchers, and policy analysts who play important roles in the generation, dissemination, 

and evalution of policy ideas” (Sabatier 1988: 131). Gleichzeitig beinhaltet das Subsystem 

alle Komponenten, die im Zusammenspiel zu Policy Ergebnissen führen, wie beispielsweise 

Institutionen oder politische Ressourcen (Jenkins-Smith et al. 2018: 139).  

Es lässt sich für westliche Länder davon ausgehen, dass die meisten politischen Subsysteme 

und ihre Akteur*innen über einen Zeitraum von weit über zehn Jahren bestehen und in ih-

ren Grundstrukturen gefestigt sind. Dabei wird das politische Subsystem von einigen dauer-

haften Einflussfaktoren charakterisiert. Zum einen bestehen externe Faktoren, die auf das 

Subsystem wirken, welche die grundsätzlichen Eigenschaften des Politikfelds, die Verteilung 

von natürlichen Ressourcen, sozio-kulturelle Strukturen und die rechtlichen und staatlichen 

Rahmenbedingungen umfassen (Sabatier und Weible 2007: 193). Diese können für einen 

Zeitraum über mindestens zehn Jahren in westlichen Ländern als stabil angesehen werden 

(ebd.). Zusätzlich dazu können verschiedene Subsysteme überlappen oder ineinander ver-

schachtelt sein (ebd.). Dies kann zum einen durch die Auswahl des Umfangs eines Subsys-

tems und zum anderen aufgrund der Aktivität von Akteur*innen in verschiedenen Subsys-

temen entstehen, sodass die Beliefs und Handlungen der Akteur*innen durch Faktoren in 

anderen Systemen beeinflusst werden (ebd.).  

Diese Arbeit untersucht das politische Subsystem der Braunkohleverstromung in Deutsch-

land. Dies wird demnach durch das Politikthema (1) des Braunkohleausstiegs, die nationale 

Begrenzung auf Deutschland (2) und die Akteur*innen (3), die in diesem Subsystem politi-

sche Entscheidungen beeinflussen oder darauf abzielen, eingegrenzt. Anders als in bisheri-

gen Forschungsergebnissen zum deutschen Energiewandel mit dem ACF (siehe Kapitel 3.6), 

wird das Subsystem hier enger gefasst und ist demnach in das Subsystem des Energiewan-

dels eingebettet. Die Beschränkung auf das Themenfeld der Braunkohle begründet sich aus 

dem Fokus dieser Arbeit, der auf Phase-out Politiken zur Destabilisierung des bestehenden 

Regimes liegt. Durch diese Zuspitzung ist die Analyse des Politikprozesses zum Beschluss des 

Braunkohleausstiegs möglich, sodass die Mitgestaltung der Akteur*innen bei der Destabili-
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sierung und ihre Überzeugungen zu diesem Aspekt der Energietransition sichtbar werden 

können. Die Charakterisierung des Subsystems erfolgt in Kapitel 4.1. 

3.3 Das Belief System 

Die Beliefs der Akteur*innen übersetzen sich in ihr politisches Handeln und bilden so die 

Grundlage für die Erklärung von Politikprozessen (Weible et al. 2009: 122). Dazu wird ange-

nommen, dass die Akteur*innen des Subsystems das Ziel verfolgen, ihre Beliefs in den Policy 

Entscheidungen widerzuspiegeln (Sabatier 1988: 132). Gleichzeitig fungieren die Beliefs als 

Filter für die Auffassung von Informationen und verändern sich deshalb nur schwer (Sabatier 

und Weible 2007: 194). Außerdem werden die Beliefs im Austausch mit anderen Ak-

teur*innen mit ähnlichen Beliefs innerhalb einer Advocacy Koalition zusätzlich stabilisiert 

(ebd.). Das ACF unterscheidet zwischen drei Kategorien der Beliefs, den Deep Core Beliefs, 

den Policy Core Beliefs und den Secondary Aspects („Sekundäraspekte“) (Sabatier 1988: 

144). Diese sind hierarchisch angeordnet und werden in der Forschung auf unterschiedliche 

Weise analysiert (Weible et al. 2020: 1070). Für diese Arbeit sind die Veränderungen der 

Policy Core Beliefs und die Sekundäraspekte relevant, da diese die Überzeugungen der Ak-

teur*innen zu den Politikentscheidungen des Phase-out der Braunkohleverstromung inner-

halb des Subsystems beinhalten. Ihre Operationalisierung für das Fallbeispiel erfolgt in Kapi-

tel 4.2. 

Die Deep Core Beliefs beinhalten fundamentale, normative Annahmen und Weltansichten, 

die sich nicht spezifisch auf das Subsystem beziehen (Jenkins-Smith et al. 2018: 140). Sie sind 

Teil der Sozialisation und darum am schwersten zu verändern (Sabatier und Weible 2007: 

194). In diese Kategorie gehören beispielsweise Wertvorstellungen oder Einstellungen zu 

Gerechtigkeit oder der Rolle des Staates. Aufgrund der Subsystem übergreifenden Struktur 

der Deep Core Beliefs eignen sie sich nicht zur Identifikation von Advocacy Koalitionen (Matti 

und Sandström 2011: 400). Die Deep Core Beliefs werden in dieser Arbeit nicht untersucht, 

da sie aufgrund der Verinnerlichung der Akteur*innen und der damit einhergehenden Stabi-

lität keinen Erklärungsansatz für die Fragestellung dieser Arbeit liefern und nicht mit den 

hier thematisierten Veränderungsprozessen in Zusammenhang stehen.  

Eine Ebene unter den Deep Core Beliefs befinden sich die Policy Core Beliefs. Diese erfassen 

Überzeugungen und Einstellungen, die sich auf das spezifische Politikproblem des Subsys-
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tems beziehen (Jenkins-Smith et al. 2018: 140). Dazu gehören „overall assessments of the 

seriousness of the problem, basic causes of the problem, and preferred solutions for addres-

sing the problem” (ebd.). Diese umfassen die subsystemweiten Problemstellungen und sind 

ausschlaggebend für die Strukturierung der Akteur*innen in Advocacy Koalitionen (Sabatier 

und Weible 2007: 195). Bei stabilen Subsystemen bleiben die Policy Core Beliefs ebenfalls 

über einen langen Zeitraum bestehen (ebd.). Die Analyse der Policy Core Beliefs ist zentraler 

Baustein dieser Arbeit. Anhand der Beliefs werden die Verschiebungen der Positionen von 

Akteur*innen über den Untersuchungszeitraum konzeptualisiert, sodass die Veränderungen 

untersucht werden können. Die Policy Core Beliefs werden dabei durch die verschiedenen 

Problemstellungen um den Braunkohleausstieg operationalisiert (siehe Kapitel 4.2). 

Die dritte Kategorie der Beliefs bilden die Sekundäraspekte („Secondary Aspekts“). Dies sind 

Ansichten und Überzeugungen, die lediglich einen Teil des Subsystems umfassen und bei-

spielsweise die Mittel zur Übersetzung von Policy Core Beliefs der jeweiligen Akteur*innen in 

Policy Ergebnisse beschreiben (Jenkins-Smith et al. 2018: 141). Dafür wird im ACF ange-

nommen, dass die Sekundäraspekte am wenigsten stabil sind und Akteur*innen diese des-

halb zugunsten der Umsetzung von Policy Core Beliefs aufgeben (Weible et al. 2020: 1057). 

In dieser Arbeit werden die Sekundäraspekte zusätzlich zu den Policy Core Beliefs erhoben 

und in Bezug auf ihre Veränderungen analysiert. 

3.4 Die Advocacy Koalitionen 

Im ACF werden die Akteur*innen eines Subsystems mithilfe von Advocacy Koalitionen zu-

sammengefasst und strukturiert (Sabatier 1988: 133; Hirschl 2008: 25). Innerhalb einer Ad-

vocacy Koalition teilen die Akteur*innen die gleichen Policy Core Beliefs, was gleichzeitig die 

notwendige Bedingung für die Identifikation von Advocacy Koalitionen ist (Weible et al. 

2020: 1067). Dies ist auch das zentrale Argument für die Abgrenzung der Advocacy Koalitio-

nen zu anderen Formen von Koalitionen oder politischen Verbindungen (Weible und 

Sabatier 2018: 327). Außerdem können alle Akteur*innentypen des Subsystems Teil einer 

Advocacy Koalition sein, welche über einen längeren Zeitraum Bestand haben (ebd.). Bei 

idealtypischen Advocacy Koalitionen kommen weitere Aspekte, wie die Koordination von 

Aktivitäten mit den Akteur*innen der eigenen Koalition zum Nachteil der anderen Koalition 

und die im Wettbewerb stehende Nutzung von Ressourcen, hinzu (Weible et al. 2020: 1067). 
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In Subsystemen könnten theoretisch bis zu fünf Advocacy Koalitionen existieren, wobei in 

empirischen Studien zumeist zwei Advocacy Koalitionen identifiziert wurden (Weible et al. 

2009: 131). Generell gilt, dass über einen längeren Zeitraum bestehende Subsysteme zu-

meist dauerhafte Advocacy Koalitionen beinhalten, die durch unterschiedliche Beliefs deut-

lich voneinander abgrenzbar sind, wobei eine Advocacy Koalition häufig dominant ist 

(Sabatier und Weible 2007: 204; Jenkins-Smith et al. 2018: 141). Dabei entstehen häufig “a 

pro-change and an anti-change coalition” (Weible und Ingold 2018: 333). Abgesehen von der 

Zugehörigkeit zu einer Advocacy Koalition können Akteur*innen als Vermittler*innen („Po-

licy Broker“) im Subsystem agieren, wobei sie einen Kompromiss zwischen den Koalitionen 

anstreben und eine verhandelnde Rolle einnehmen (Weible et al. 2020: 1062). Für diese Ar-

beit werden die Akteur*innen anhand der Minimalbedingung und damit auf Basis ähnlicher 

Policy Core Beliefs in Advocacy Koalitionen zusammengefasst oder als Vermittler*innen 

identifiziert.  

3.5 Der Politikwandel 

Die beschriebenen Aspekte und Annahmen des ACFs bieten sowohl die Grundlage für Erklä-

rungen von politischer Stabilität als auch für Politikwandel (Jenkins-Smith et al. 2018: 144). 

Für die Erklärung von Wandlungsprozessen wird zwischen „Minor“ und „Major Policy Chan-

ge“ unterschieden (Jenkins-Smith et al. 2018: 145). Major Policy Change beschreibt grundle-

genden Wandel der zentralen Policy Aspekte im Subsystem, während Minor Policy Change 

die Veränderungen im Bereich der Sekundäraspekte umfasst (ebd.).  

Im ACF werden vier konzeptionelle Pfade für Politikwandel dargestellt und im Folgenden 

beschrieben. Dafür bieten die Strukturen des ACFs verschiedene Anknüpfungspunkte, die im 

Flussdiagramm des ACFs darunter dargestellt werden (siehe Abb. 1). Der erste Pfad stellt 

Politikwandel durch externe Ereignisse dar. Darunter fallen Ereignisse, die außerhalb des 

Subsystems liegen, wie beispielsweise der Wechsel der Regierung, Veränderungen der sozio-

ökonomischen Bedingungen oder katastrophische Ereignisse (Sabatier und Weible 2007: 

198f.). Grundsätzlich ist die darauffolgende Entstehung von Möglichkeitsräumen innerhalb 

des Subsystems zentral, wie zum Beispiel durch eine Verschiebung der öffentlichen Auf-

merksamkeit oder der Machtverhältnisse der Advocacy Koalitionen, denn so kann ein Wand-

lungsprozess beginnen (Sabatier und Weible 2007: 199). Im zweiten Fall können Wandlungs-

prozesse durch politikorientiertes Lernen („policy-oriented learning“) der Akteur*innen in-
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nerhalb des Subsystems und die damit einhergehende Anpassung des Belief Systems und der 

Struktur des Subsystems entstehen (Sabatier 1988: 133f.). Dabei ändern die Akteur*innen 

ihre Verhaltensweisen oder ihre Überzeugungen aufgrund neuer Informationen oder Erfah-

rungen, die die Eigenschaften der Policy des Subsystems betreffen (Sabatier und Jenkins-

Smith 1999: 123). Dies geschieht meist inkrementell über einen längeren Zeitraum (Jenkins-

Smith et al. 2018: 146). Der dritte Pfad erklärt Politikwandel aufgrund von internen Ereignis-

sen, wie Katastrophen innerhalb des Subsystems (Sabatier und Weible 2007: 204). Diese 

Ereignisse stellen damit die aktuellen Politikentscheidungen infrage und können so bei-

spielsweise neue Informationen für die Akteur*innen bereitstellen oder zu einem Wechsel 

der dominanten Advocacy Koalition führen (ebd.). Die vierte Erklärung basiert auf Abkom-

men („negotiated agreement“) zwischen den Advocacy Koalitionen, die durch kollaborative 

Institutionen und Koordination zwischen den in Konflikt stehenden Advocacy Koalitionen 

ermöglicht werden (Jenkins-Smith et al. 2018: 146). Dabei sollten alle Advocacy Koalitionen 

den Status Quo als untragbar wahrnehmen (Sabatier und Weible 2007: 206). 

 

Abb. 1: ACF Flussdiagramm (Darstellung basiert auf Weible und Jenkins-Smith (2016: 18) und 
Sabatier und Weible (2007: 202)) 



   

20 

 

Generell gilt, dass die vier Faktoren – (1) externe und (2) interne Ereignisse, (3) politikorien-

tiertes Lernen und (4) Abkommen – nicht ausreichend für politischen Wandel sind (Jenkins-

Smith et al. 2018: 147). Sie bieten aber jeweils die notwendige Voraussetzung, damit ein 

Wandlungsprozess beginnen kann und treten auch in Kombination auf (ebd.). Gleichzeitig 

wird angenommen, dass für einen umfassenden Politikwandel innerhalb des Subsystems ein 

Machtwechsel zwischen den Advocacy Koalitionen notwendig ist, insbesondere wenn die 

bisher machthabende Advocacy Koalition die aktuellen Policy Entscheidungen bestimmt hat 

(ebd.). In Fallstudien können bislang alle vier Pfade für Politikwandel empirisch beobachtet 

werden, wobei politikorientiertes Lernen und externe Ereignisse nach Pierce et al. (2017: 

29f.) am häufigsten aufgeführt werden.  

Für diese Arbeit bietet das ACF die Möglichkeit, den politischen Prozess im Untersuchungs-

zeitraum im Hinblick auf Wandlungsfaktoren auf der Ebene der Akteur*innen in dem Subsys-

tem zu untersuchen, um dies in den aktuellen Transitionsprozess einzuordnen. Die Analyse 

der Einflussfaktoren kann somit Hinweise über einen gezielten Rückbau des Subsystems der 

Braunkohle zur Destabilisierung des bestehenden Regimes innerhalb der deutschen Energie-

transition geben. Dafür werden die Einflussfaktoren auf Politikwandel empirisch anhand der 

Kriterien des ACFs analysiert. Die Veränderungen der Policy Core Beliefs der Akteur*innen 

sind dabei der zentrale Erklärungsansatz, um den Politikprozess des empirischen Beispiels zu 

analysieren. Eine detaillierte Beschreibung der Einflussfaktoren und ihrer Operationalisie-

rung erfolgt in Kapitel 4.2.  

3.6 Die Anwendung des ACF auf den deutschen Energiewandel 

Das ACF wurde in mehreren Studien auf die deutsche Energiewende und ihre Akteur*innen 

angewendet. In den Arbeiten von Reiche (2004) und Hirschl (2008) stehen die Politiken zu 

erneuerbaren Energien im Vordergrund. Hirschl (2008: 194) identifiziert dabei Befürwor-

ter*innen und Gegner*innen des Ausbaus erneuerbarer Energien, die sich dementsprechend 

in zwei Advocacy Koalitionen unterteilen. Gründinger (2017) fokussiert in seiner Arbeit zu-

sätzlich den deutschen Atomausstieg und die dazugehörigen Interessengruppen. Bei 

Leipprand et al. (2017) werden die Akteur*innen der Wissenschaft hinsichtlich ihrer Partizi-

pation in der Debatte und der Zugehörigkeit zu einer Advocacy Koalition untersucht, wobei 

diese eine proaktive und eine reaktive Position vertreten. Im Unterschied zu diesen Arbeiten 
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liegt der Schwerpunkt hier auf der Analyse der Policy Core Beliefs der Akteur*innen inner-

halb der Advocacy Koalitionen. Löhr (2020) untersucht die Beliefs der Akteur*innen und die 

Advocacy Koalitionen der deutschen Energietransition in einer ländervergleichenden Fallstu-

die mit Dänemark und Frankreich. Mithilfe einer Clusteranalyse werden dabei eine Wirt-

schaftskoalition und eine Umweltkoalition identifiziert (Löhr 2020: 324f.). Die Umweltkoali-

tion fordert die Senkung der Emissionen des Energiesektors durch den Aufbau eines erneu-

erbaren Energiesystems, während die Wirtschaftskoalition eine uneinheitliche Position zu 

den verschiedenen Energieträgern vertritt und wirtschaftliche Einflussfaktoren betont (Löhr 

2020: 341f.). Die Advocacy Koalitionen der deutschen Energiewende sind nach Hirschl (2008: 

564) und Löhr (2020: 337) über einen längeren Zeitraum stabil. 

Im Unterschied zur vorliegenden Arbeit untersuchen Löhr (2020) und Hirschl (2008) den ge-

samten Stromsektor, sodass die politischen Entwicklungen im Bereich der erneuerbaren 

Energien in den Arbeiten ebenfalls zentral sind. Dieser Bereich wird durch die thematische 

Zuspitzung auf das Politikthema der Braunkohleverstromung in dieser Arbeit nicht berück-

sichtigt, sodass hier lediglich ein Teilbereich der deutschen Energietransition untersucht 

wird. Dies ermöglicht die Analyse der sogenannten Kehrseite von Energietransitionen, bei 

der die Dekonstruktion des bestehenden Regimes im Fokus steht. Hieraus ergeben sich im 

Vergleich zu Löhr (2020) einige Unterschiede bei den Charakteristika des Subsystems, die vor 

allem die im Subsystem aktiven Akteur*innen und ihre Beliefs umfassen. So werden die Ak-

teur*innen der erneuerbaren Energien hier beispielsweise nicht miteinbezogen, aber dafür 

spielen zivilgesellschaftliche Akteur*innen, die einen schnellen Braunkohleausstieg fordern, 

eine wichtige Rolle (siehe Kapitel 5.2). Das Belief System wird dabei auf das Politikproblem 

zugeschnitten und spezifiziert, sodass die Zukunft der Braunkohle und der politische Be-

schluss des Ausstiegs hierbei Kernaspekte sind, die die Policy Core Beliefs beinhalten (siehe 

Kapitel 4.3). Bei Löhr (2020) wird das Belief System unter Einbezug der politischen Prozesse 

um die erneuerbaren Energien allgemeiner gefasst.  

Auf Basis der Ergebnisse von Hirschl (2008) und Löhr (2020), bei denen zwei Koalitionen in 

der Energiewende identifiziert wurden, wird die Existenz zweier Advocacy Koalitionen auch 

für das Subsystem der Braunkohleverstromung vorausgesetzt. Dies begründet sich mit dem 

geringen Umfang der Analyse dieser Arbeit und der Einbettung des Subsystems in das des 
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Energiewandels. Hierfür identifiziert Löhr (2020: 342) in den Policy Core Beliefs der Umwelt-

koalition, dass sich diese gegen fossile Energieträger ausspricht, während die Wirtschafts-

koalition eine uneinheitliche Position vertritt. Aufgrund dieser einheitlichen Position der 

Umweltkoalition gegen Braunkohle, der Überschneidungen der Akteur*innen und der Stabi-

lität dieser über einen längeren Zeitraum, wird die Existenz einer „pro-change“ Koalition mit 

dem Schwerpunkt auf den ökologischen Aspekten des Energiewandels und der Priorisierung 

eines schnellen Braunkohleausstiegs und einer „anti-change“ Koalition, die die wirtschaftli-

chen Aspekte bevorzugt, innerhalb des Subsystems der Braunkohle im Untersuchungszeit-

raum angenommen. Diese Annahme wird von der Analyse zur Debatte um die Kohlever-

stromung von Leipprand und Flachsland (2018) auch für das Subsystem dieser Arbeit ge-

stützt. Mithilfe einer Framing-Analyse positionieren Leipprand und Flachsland (2018: 197) 

die Akteur*innen der Debatte zwischen „change legitimizing“ und „status quo defending“, 

was sich mit der Einordnung der Koalitionen in „pro-change“ und „anti-change“ deckt. Somit 

wird auf eine erneute Identifizierung von Advocacy Koalitionen in der vorliegenden Arbeit 

verzichtet.  

Die Auswahl des Untersuchungszeitraums von 2018 bis 2020 begründet sich mit dem in die-

sem Zeitraum stattfindenden Gesetzgebungsprozess zum Kohleausstieg und der damit ein-

hergehenden intensiven öffentlichen Debatte. Die politischen Rahmenbedingungen inner-

halb des Subsystems werden in Kapitel 4.2 detailliert beschrieben. Die Einsetzung der Kom-

mission „Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung“ (KSWB) 2018 und der Beschluss des 

Kohleausstiegsgesetzes im Bundestag 2020 bieten hier jeweils einen Anlass zu dem sich die 

Akteur*innen aktiv an der Debatte beteiligen und positionieren, sodass zu diesen Zeitpunk-

ten ausreichend aktuelle Daten für die Untersuchung der Überzeugungen bestehen. Bei der 

Erhebung zu einem früheren Zeitpunkt wäre anzunehmen, dass sich nicht ausreichend Ak-

teur*innen zu einem ähnlichen Zeitpunkt äußern, um die Überzeugungen mit einem ande-

ren Zeitpunkt vergleichen zu können. Aus theoretischer Perspektive wäre ein längerer Un-

tersuchungszeitraum für eine umfassendere Analyse der Veränderungen trotzdem wün-

schenswert, denn nach dem ACF benötigen die Policy Core Beliefs einen längeren Zeitraum, 

um sich zu verändern (Sabatier und Weible 2007: 195). Dementsprechend versucht diese 

Arbeit lediglich erste Veränderungstendenzen aufzudecken und einzuordnen, an die künftige 

Forschungen mit längeren Untersuchungszeiträumen bis nach 2020 anknüpfen könnten. 
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4. Das politische Subsystem: Die Braunkohleverstromung in Deutsch-

land 

4.1 Die Charakterisierung des Subsystems der Braunkohleverstromung  

Im Folgenden wird die Braunkohleverstromung in Deutschland als politisches Subsystem 

nach dem ACF charakterisiert und dessen Auswahl für diese Arbeit begründet. Wie in Kapitel 

3.2 beschrieben, ist das Subsystem sowohl räumlich als auch durch die Fokussierung auf ein 

Politikproblem und den daran partizipierenden Akteur*innen begrenzt. Dementsprechend 

reduziert sich das Subsystem thematisch auf die Stromproduktion durch Braunkohle, wobei 

hier die Frage nach der Zukunft der Braunkohle richtungsweisend ist. Die Zuspitzung be-

gründet sich auf der im Forschungsstand dargestellten Relevanz von Phase-out Politiken zur 

Destabilisierung des bestehenden Regimes für die aktuelle Phase der Energietransition. 

Durch die Analyse des Subsystems mit dem beschlossenen Braunkohleausstieg lässt sich die 

politische Steuerung des Rückbaus und der Deskonstruktion des Subsystems fokussieren. 

Damit ist das Subsystem um das politische Thema des Braunkohleausstiegs in das politische 

Subsystem der Energietransition eingebettet.  

In Deutschland wird Braunkohle seit mehreren Jahrzehnten zur Stromerzeugung genutzt. 

Dabei ist der Braunkohleabbau inzwischen räumlich auf die Tagebaue in drei Regionen – 

dem Rheinischen Revier, dem Lausitzer Revier und dem Mitteldeutschen Revier – begrenzt. 

In den Regionen arbeiten ungefähr 20.000 Beschäftigte im Bereich der Braunkohle (Stand 

2018) (Statistik der Kohlenwirtschaft 2019). Außerdem sind der Braunkohleabbau und die 

Braunkohleverstromung eng mit den regionalen Entwicklungen und der Identität der Men-

schen vor Ort verbunden (Leipprand und Flachsland 2018: 192). Auch mit dem steigenden 

Anteil der erneuerbaren Energien an der deutschen Stromerzeugung lag der Anteil der 

Braunkohle 2018 bei 22,5 Prozent und ist damit seit 1990 um knapp neun Prozentpunkte 

gesunken (AG Energiebilanzen 2019). Trotz der räumlichen Begrenzung auf die Regionen 

wird die Stromproduktion in Deutschland auf nationaler Ebene reguliert und die politische 

Debatte wird ebenfalls vor allem auf Bundesebene geführt (siehe Kapitel 4.2). Dementspre-

chend wird das Subsystem hier räumlich auf die deutsche Braunkohleverstromung abge-

grenzt. Mit den Landesregierungen der Regionen wird die lokale Ebene in die Analyse mit-
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einbezogen (siehe Kapitel 5.2), wobei die Unterschiede insbesondere hinsichtlich des Struk-

turwandels in den jeweiligen Regionen nicht mitberücksichtigt werden können.  

Die Akteur*innen, die das Subsystem beeinflussen, werden anhand bisheriger akteur*innen-

basierter Studien zum deutschen Energiewandel, den politischen Rahmenbedingungen und 

der öffentlichen Debatte identifiziert. Hierbei sind Akteur*innen von Bedeutung, die die poli-

tischen Prozesse direkt beeinflussen, aber es werden auch Akteur*innen miteinbezogen, die 

dies indirekt durch Teilnahme an der öffentlichen Debatte versuchen (siehe Kapitel 5.2). 

Trotz der thematischen Zuspitzung lässt sich durch die intensive öffentliche Debatte um die 

Zukunft der Braunkohleverstromung für den Untersuchungszeitraum annehmen, dass die 

Überzeugungen der Akteur*innen bezogen auf das Subsystem für die Analyse ausreichend 

gehaltvoll sind (siehe Kapitel 4.2). 

4.2 Die politischen Rahmenbedingungen der Debatte um den Braunkohle-

ausstieg 2018 bis 2020 

In der politischen Debatte um die Braunkohle stand der Erfolg für die deutsche Wirtschaft 

auf Basis der Braunkohleverstromung über Jahrzehnte im Vordergrund (Müller-Hansen et al. 

2021: 14). Mit dem Beginn der deutschen Energiewende und der Förderung des Ausbaus 

erneuerbarer Energien verschob sich die Debatte seit den 1990er Jahren auf die Senkung der 

Braunkohleverstromung aufgrund der hohen Emissionsraten und der Umweltfolgen. Den-

noch nutzten die etablierten Energiekonzerne ihre politischen Einflussmöglichkeiten, um die 

Energiewende zu verlangsamen und damit die Braunkohleverstromung weiterhin abzusi-

chern (Kungl 2015: 18). Im Zuge der UN-Klimakonferenz in Paris 2015 intensivierte sich die 

Debatte um den Rückgang der Braunkohleverstromung. Laut des anschließend von der Bun-

desregierung beschlossenen Klimaschutzplans 2050 können die Klimaschutzziele nur mit 

einer schrittweisen Verringerung der Kohleverstromung erreicht werden (BMU 2016). Auf 

die drohende Verfehlung der Klimaschutzziele für 2020 reagierte die Bundesregierung, in-

dem sie 2016 die „Braunkohle-Sicherheitsbereitschaft“ einführte, bei der Braunkohlekraft-

werke lediglich bei Versorgungsengpässen weiterhin Strom produzieren, um dadurch CO2-

Emissionen einzusparen (Leipprand und Flachsland 2018: 193). Gleichzeitig veröffentlichten 

verschiedene Forschungsinstitute Studien zu möglichen Ausstiegsszenarien, sodass die De-

batte durch die Teilnahme von verschiedenen NGOs zunehmend auch zivilgesellschaftlich 
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geführt wurde (ebd.). Nach Leipprand und Flachsland (2018: 199) beinhaltete die Debatte 

vorwiegend unterschiedliche Positionen der Akteur*innen zu den möglichen politischen 

Maßnahmen zur Reduktion der Braunkohleverstromung. Dabei polarisierte die Debatte zwi-

schen den Akteur*innen, die den Status Quo verteidigten, und den Akteur*innen, die proak-

tive Positionen vertreten (Leipprand und Flachsland 2018: 198). Diese Akteur*innengruppen 

favorisierten dabei verschiedene politische Lösungsansätze, wobei eine Mischung aus politi-

schen Maßnahmen, wie der Unterstützung des Strukturwandels in betroffenen Regionen mit 

einer gleichzeitigen nationalen Regulation der Kohleverstromung, die größte Möglichkeit für 

einen Konsens beider Gruppen bietet (Leipprand und Flachsland 2018: 199). Im Klimaschutz-

plan 2050 ist die Einsetzung einer Kommission zur Erarbeitung der politischen Maßnahmen 

zum Strukturwandel für 2018 festgeschrieben (BMU 2016). Im Folgenden wird der Hinter-

grund der Debatte zwischen 2018 und 2020 kurz beschrieben und deren Eckdaten darge-

stellt (siehe Abb. 2).  

Nach den Bundestagswahlen wurde im Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD die 

Einsetzung der KSWB mit der Beteiligung von Akteur*innen aus den Bereichen Politik, Wirt-

schaft und Umwelt aufgeführt (CDU et al. 2018). Dies wurde am 6. Juni 2018 vom Kabinett 

beschlossen. Die Aufgaben der KSWB bestanden aus der Entwicklung von Maßnahmen zur 

Erreichung der Klimaschutzziele und zur Unterstützung des Strukturwandels, sowie der Pla-

nung der Reduktionsschritte und des Ausstiegs aus der Braunkohleverstromung (KSWB 

2019). Im Herbst 2018 spitzte sich der Konflikt zwischen dem Energiekonzern RWE und ver-

schiedenen Umweltorganisationen in der rheinländischen Braunkohleregion zu, wobei diese 

ein Rodungsmoratorium des Hambacher Forsts für die Arbeitszeit der KSWB forderten 

(Deutsche Welle 2018). An den Protesten gegen die Braunkohleverstromung nahmen meh-

rere Tausend Menschen teil und verschiedene Initiativen, die sich gegen die Umsiedlung 

weiterer Dörfer durch die Tagebauerweiterungen aussprachen, mobilisierten dorthin. Dies 

führte zu einem starken Anstieg der medialen Berichterstattung infolge derer sich der Ham-

bacher Forst zu einem Symbol gegen die Kohleverstromung entwickelte (ebd.).  

Im Januar 2019 legte die KSWB ihren Abschlussbericht vor, in dem sie 2038 als Ausstiegsda-

tum für die Kohleverstromung empfiehlt (KSWB 2019). Demzufolge wird 2032 geprüft, ob 

der Ausstieg frühestens auf 2035 vorverlegt werden kann. Um dies zu erreichen, sollen die 
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Braunkohlekraftwerke schrittweise stillgelegt werden, was alle drei Jahre hinsichtlich ver-

schiedener Kriterien überprüft werden soll (ebd.). Die dadurch entstehenden Kosten für die 

Energiekonzerne werden mithilfe von Entschädigungszahlungen finanziell ausgeglichen 

(ebd.). Gleichzeitig sollen umfassende Maßnahmenpakete und Strukturwandelkonzepte in 

den Regionen umgesetzt werden, die insbesondere der finanziellen Absicherung der Be-

schäftigten aber auch der Schaffung neuer Arbeitsplätze und Perspektiven in den Regionen 

dienen (ebd.). Die dazu notwendigen finanziellen Mittel sollen von der Politik bereitgestellt 

werden (ebd.). Dem Abschlussbericht stimmten 27 der 28 Mitglieder der KSWB zu (ebd.). In 

einem Sondervotum sprachen sich die beteiligten Umweltorganisationen und eine Vertrete-

rin der Anwohner*innen gegen die für sie nicht ausreichenden klimapolitischen Zielstellun-

gen des Abschlussberichts aus (ebd.).  

Im Mai 2019 legte die Bundesregierung ein Eckpunktepapier zur Umsetzung der Empfehlun-

gen der KSWB vor, sodass vier Monate später im Bundestag über den ersten Entwurf des 

„Strukturstärkungsgesetz Kohleregionen“ debattiert werden konnte (Deutscher Bundestag 

2020). Dieser wurde Teil eines Gesetzespakets zum Kohleausstieg und beinhaltete die Fi-

nanzhilfen und Unterstützungsmaßnahmen der Bundesregierung für den Strukturwandel in 

den Braunkohleregionen, wonach der Bund bis zu 40 Milliarden Euro in die Strukturhilfen 

investieren kann (ebd.). Anschließend verhandelte die Bundesregierung im Januar 2020 er-

folgreich mit den Ministerpräsident*innen der Länder über einen Stilllegungspfad für die 

Tagebaue und Kraftwerke, was in der Bund-/ Länder-Einigung festgehalten wurde (Die 

Bundesregierung 2020). Im Juli 2020 stimmte der Bundestag dann abschließend dem Geset-

zespaket mit dem „Strukturstärkungsgesetz Kohleregionen“ und dem „Gesetz zur Reduzie-

rung und zur Beendigung der Kohleverstromung und zur Änderung weiterer Gesetze“ (Koh-

leausstiegsgesetz) mehrheitlich zu (Deutscher Bundestag 2020). Das Gesetzespaket beinhal-

tet die oben aufgeführten Kerninhalte des Abschlussberichts der KSWB, aber weicht in eini-

gen Aspekten von den Empfehlungen ab. Insgesamt wurde das Gesetzgebungsverfahren von 

einer konfliktgeladenen Debatte begleitet, bei dem es um die Umsetzung der Empfehlungen 

der KSWB und den Braunkohleausstieg im Allgemeinen ging. 
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Abb. 2: Eckdaten des Gesetzgebungsprozess zum Kohleausstieg von 2018 bis 2020 

4.3 Die Operationalisierung der Beliefs und der Kriterien für Politikwandel 

Vor dem Hintergrund des theoretischen Ansatzes und der Fragestellung wird im Folgenden 

die Entwicklung des Analyserahmens dieser empirischen Arbeit dargestellt. Dieser besteht 

aus der Operationalisierung der Policy Core Beliefs und der darauf basierenden Einflussfak-

toren auf Politikprozesse und Wandlungsfaktoren nach dem ACF. Die empirische Untersu-

chung erfolgt dabei explorativ und ist deshalb nicht hypothesengeleitet. Durch die Anwen-

dung einer Fallstudie als methodischen Ansatz (siehe Kapitel 5.1) ist das Ziel dieser Arbeit, 

Hypothesen mithilfe der Untersuchung zu generieren (Häder 2010: 352).  

Die zentrale Problemstellung im Subsystem der Braunkohle in Deutschland entsteht, wie in 

der Einleitung beschrieben, durch die Forderungen der Reduktion oder des Ausstiegs aus der 

Braunkohleverstromung, um die nationalen Klimaschutzziele für 2020 und 2050 einzuhalten. 

Dementsprechend gehören die Vorstellungen und Überzeugungen zur Bedeutung dieses 

Problems und den daraus entstehenden Folgen und Umgangsweisen zu den Policy Core Be-

liefs der Akteur*innen. Die Operationalisierung dieser erfolgt auf Basis des theoretischen 

Erklärungsansatz des ACFs und den empirischen Komponenten der Policy Core Beliefs nach 

Sabatier (1998: 112). Um diese auf das politische Subsystem dieser Arbeit zuzuschneiden 

und damit messbar zu machen, werden die empirischen Studien von Löhr (2020) zu den Po-

licy Core Beliefs im deutschen Energiewandel und von Leipprand und Flachsland (2018) zu 

den Narrativen der Debatte um die Zukunft der Kohleverstromung hinzugezogen. Dabei ori-

entiert sich diese Arbeit auch an dem Vorgehen der Operationalisierung von Löhr (2020: 

74ff.). Im Folgenden werden die Dimensionen der Policy Core Beliefs für das Subsystem der 

Braunkohleverstromung erläutert.  
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Die erste Dimension der Policy Core Beliefs beschreibt die Wichtigkeit und Bedeutung der 

Problemstellung (Sabatier 1998: 112). Diese kann nach Löhr (2020: 75) durch das Ausmaß 

der Ambition der Akteur*innen für Veränderungen im Subsystem operationalisiert werden, 

was in dieser Arbeit die Geschwindigkeit des Braunkohleausstiegs darstellt. Die Ursache der 

Problemstellung nach Sabatier (1998: 112) wird hier als zweite Dimension durch die Position 

zur Wirkung der Braunkohleverstromung auf den Klimawandel operationalisiert. Die dritte 

Dimension deckt Fragen zur Verteilung von Zuständigkeiten zur Adressierung des Problems 

ab. Diese betreffen den Wunsch nach staatlicher oder marktwirtschaftlicher Regulierung 

oder die Verantwortlichkeit verschiedener politischer Institutionen (Sabatier 1998: 112). In 

dieser Arbeit kann diese Komponente zwischen der Reduktion der Braunkohleverstromung 

mithilfe des europäischen Emissionshandels als wirtschaftliche Regulierungsform oder mit-

hilfe einer gesetzlichen Festschreibung auf Bundesebene durch die Regierung variieren. Die 

vierte Dimension umfasst die Beteiligung der Öffentlichkeit im Gegensatz zu Expert*innen im 

Subsystem (Sabatier 1998: 113). Löhr (2020: 75) leitet dies in ihrer Arbeit auf die Partizipati-

on und Mitgestaltung des Energiewandels ab. Dem wird hier gefolgt, indem die Bedeutung 

der Beteiligung zivilgesellschaftlicher Akteur*innen am Entscheidungsprozess untersucht 

wird. Die fünfte Dimension misst die Priorisierung politischer Instrumente zur Adressierung 

der Problemstellung (Sabatier 1998: 113). Leipprand und Flachsland (2018: 198) analysieren 

die Positionen der Akteur*innen zu fünf möglichen Lösungsansätzen des Konflikts. Die dort 

aufgeführten Lösungen der Regulation auf nationaler Ebene durch das Kohleausstiegsgesetz, 

Maßnahmen für den Strukturwandel in den Braunkohleregionen, Kompensationszahlungen 

an betroffene Unternehmen und eine dialog- und konsensorientierte Lösung des Konflikts im 

Rahmen der KSWB wurden zumindest in Teilen im Zeitraum zwischen 2018 und 2020 umge-

setzt (siehe Kapitel 4.1), sodass ihre Priorisierung hier untersucht wird. Die letzte Dimension 

der Priorisierung grundlegender Positionen des Subsystems nach Sabatier (1998: 112) wird 

in wirtschaftliche und ökologische Aspekte unterteilt. Wie in der Arbeit von Löhr (2020: 77) 

wurden die Subdimensionen für die wirtschaftlichen Positionen aus dem Datensatz ent-

nommen. Dazu gehören die Wettbewerbsfähigkeit und Energieversorgungssicherheit für die 

Industrie, die Entwicklungen der Strompreise und der Arbeitsplätze und die Planungssicher-

heit für Unternehmen. Die folgende Tabelle bietet eine Übersicht der Dimensionen und Sub-
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dimensionen der Policy Core Beliefs. Zusätzlich dazu befindet sich die Aufschlüsselung der 

Kategorien für die Subdimensionen im Anhang. 

Dimension der Policy Core 
Beliefs 

Ableitung für das Fallbeispiel Subdimension 

1. Wichtigkeit und Bedeu-
tung der Problemstel-
lung 

Ambition der Akteur*innen Geschwindigkeit des Braunkohleaus-
stiegs 

2. Ursache der Problem-
stellung 

Klimaschutzziele Wirkung der Braunkohleverstromung 
auf das Erreichen der Klimaschutzzie-
le 

3. Verantwortlichkeit zur 
Adressierung des Prob-
lems 

Staat oder Markt Staatliche oder marktwirtschaftliche 
Regulierung 

4. Partizipation der Öffent-
lichkeit 

Einbezug zivilgesellschaftli-
cher Akteur*innen und der 
öffentlichen Meinung  

Berücksichtigung in Entscheidungs-
prozesse 

5. Priorisierung politischer 
Instrumente 

Dialogorientierte Lösung Die Arbeit der KSWB 

Politische Regulierung Beschluss des Kohleausstiegsgesetz 

Management des Struktur-
wandels 

Unterstützung mit Maßnahmen zum 
Strukturwandel in den Braunkohlere-
gionen 

Kompensation Kompensationszahlungen für finanzi-
elle Verluste durch den Braunkohle-
ausstieg 

6. Grundlegende Vorstel-
lungen  

Wirtschaft Wettbewerbsfähigkeit 

Strompreise 

Arbeitsplätze 

Energieversorgungssicherheit für 
Industrie 

Planungssicherheit für wirtschaftliche 
Akteur*innen 

Umwelt Einhaltung der Pariser Klimaschutz-
ziele 

Tab. 1: Die Dimensionen der Policy Core Beliefs 

Die Sekundäraspekte des Belief Systems wurden induktiv anhand der empirischen Daten 

dieser Arbeit ermittelt. Sie bestehen aus den Komponenten: 

 Umsiedlung der Anwohner*innen  

 Rodung des Hambacher Forsts 

 Stilllegungspfad der Braunkohlekraftwerke 

Die Positionen zur Umsiedlung der Anwohner*innen und zur Rodung des Hambacher Forsts 

in der rheinischen Braunkohleregion beziehen sich auf den Braunkohleabbau, bei dem sich 
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die Tagebaue vergrößern, sodass Anwohner*innen umgesiedelt und Wälder gerodet wer-

den. Dabei eignen sich die Positionen zum Hambacher Forst als Sekundäraspekt, weil hier 

eine ökologische Folge durch die Erweiterung der Tagebaue sichtbar wird und der Wald die 

politische Forderung des Braunkohleausstiegs symbolisiert (siehe Kapitel 4.1), sodass die 

Akteur*innen sich dazu positionieren. Die Umsiedlung der Anwohner*innen und die Rodung 

des Hambacher Forsts umfassen deshalb bestimmte Aspekte der Problemstellung an spezifi-

schen Orten, was eine Komponente der Sekundäraspekte von Sabatier (1998: 112) ist. Die 

Ausgestaltung des Stilllegungspfads der Braunkohlekraftwerke beschreibt einen Teilaspekt 

des Braunkohleausstiegs und ist durch die örtliche und zeitliche Bindung nicht subsystemum-

fassend. Dementsprechend stellt die dazugehörige Ansicht der Akteur*innen einen Sekun-

däraspekt dar. 

Im zweiten Teil der empirischen Analyse wird untersucht, inwiefern der Politikprozess im 

Untersuchungszeitraum Bedingungen für einen Wandlungsprozess nach dem ACF aufweist. 

Dazu werden die Einflussfaktoren mithilfe der im ACF dargestellten Pfade von Politikwandel 

analysiert. Die identifizierten Veränderungen der Policy Core Beliefs und der Sekundäraspek-

te stehen dabei im Mittelpunkt. Wie in Kapitel 3.5 beschrieben, können Wandlungsprozesse 

im Subsystem durch Abkommen zwischen den Koalitionen, politikorientierte Lernprozesse 

von Akteur*innen des Subsystems, interne Schocks und externen Einflussfaktoren entstehen 

(Sabatier und Weible 2007). Auf Basis der Beschreibung des Subsystems (siehe Kapitel 4.1) 

können interne Schocks als Ursache für Wandel ausgeschlossen werden, deshalb wird dieser 

Pfad hier nicht berücksichtigt.  

Im Folgenden werden empirische Anknüpfungspunkte auf Basis des ACFs an die Entwick-

lungspfade für Politikwandel beschrieben. Zu den externen Einflussfaktoren auf das Subsys-

tem gehören nach Sabatier (1998: 102) der Wandel der sozioökonomischen Bedingungen, 

die Veränderungen der öffentlichen Meinung, ein Wechsel der Regierungskoalition oder 

Politikentscheidungen und Einflüsse aus anderen Subsystemen. Für diese Arbeit werden da-

bei die Aspekte der sozioökonomischen Bedingungen und öffentlichen Meinung berücksich-

tigt, da aus der Beschreibung der Rahmenbedingungen im Subsystem (siehe Kapitel 4.1) kei-

ne Schlussfolgerungen auf die anderen Aspekte möglich sind und eine Analyse deshalb nicht 

durchführbar ist. Politikorientierte Lernprozesse beschreiben nach Sabatier (1998: 104) die 
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Erweiterung des Kenntnisstands zur Problemstellung im Subsystem, wodurch sich die Ziel-

stellungen und damit die Policy Core Beliefs anpassen. Dementsprechend können diese di-

rekt für die Advocacy Koalitionen untersucht werden. Für den Politikwandel auf Basis von 

Abkommen stellen Sabatier und Weible (2007: 206f.) Kriterien auf, die das Abkommen zwi-

schen den Advocacy Koalitionen wahrscheinlicher machen. Dazu gehört unter anderem der 

Austausch aller beteiligten Akteur*innen in einem Forum, das von einem*r neutralen Ak-

teur*in geleitet wird und in dem die Entscheidungen im Konsens getroffen werden. Gleich-

zeitig sollten alle Akteur*innen den Status Quo des Subsystems als untragbar wahrnehmen. 

Die folgende Abbildung zeigt die Einflussfaktoren auf Politikwandel und ihre Wechselwirkung 

mit den Policy Core Beliefs, die in dieser Arbeit berücksichtigt werden.  

 

Abb. 3: Einflussfaktoren für Politikwandel (Eigene Darstellung basierend auf Sabatier (1998) 

und Sabatier und Weible (2007)) 

Für die empirische Analyse werden die Bedingungen des Subsystems und die Veränderungen 

der Beliefs hinsichtlich der genannten Kriterien für Politikwandel untersucht. Im Anschluss 

wird anhand dessen eine Einschätzung über den Umfang des Wandels abgegeben. Dafür 

wird im ACF zwischen Minor und Major Policy Change unterschieden, wobei Major Policy 

Change mit Veränderungen der Policy Core Beliefs einhergeht und häufig durch die Kombi-

nation verschiedener Entwicklungspfade eintritt (Jenkins-Smith et al. 2018: 146f.). Diese hier 

verwendete heuristische Vorgehensweise ermöglicht es, das Ausmaß von Politikwandel in 

dem Subsystem einzuschätzen.  



   

32 

 

5. Daten und Methodik 

5.1 Fallstudie 

Das Ziel dieser Untersuchung ist die Analyse der politischen Debatte des Braunkohleaus-

stiegs im Hinblick auf die Beliefs der Akteur*innen und ihren Veränderungen. Aufgrund des-

sen wurde eine Fallstudie – zum Subsystem der Braunkohle in Deutschland – mit zeitlicher 

Variation und innerhalb des Falls liegenden Einheiten durchgeführt (Gerring 2004: 343f.). 

Eine Einheit des Falls entspricht hier einem*r Akteur*in des Subsystems der Braunkohle. 

Eine zeitliche Variation ergibt sich aufgrund der Analyse von Veränderungen zwischen 2018 

und 2020, wobei der Fall hier zu zwei Zeitpunkten analysiert wird. Die Untersuchung des 

Falls erfolgt auf Basis einer qualitativen Textanalyse von Statements relevanter Akteur*innen 

im Subsystem. Die Datensammlung umfasst 43 Dokumente in Form von Pressemitteilungen 

oder Kommentaren von Sprecher*innen der Akteur*innen zu politischen Ereignissen im Sub-

system. 

5.2 Datenerhebung: Auswahl der Akteur*innen und der Daten  

Die relevanten Akteur*innen des Subsystems wurden mithilfe der Studie von Leipprand und 

Flachsland (2018) und einer Internetrecherche zur öffentlichen Teilnahme an der Debatte im 

Untersuchungszeitraum ausgewählt. Dazu wurden folgende Auswahlkriterien für die Ak-

teur*innen festgelegt: 

 Akteur*innen, die ein offensichtliches Ziel im Subsystem verfolgen, Interessen von 

größeren Gruppen vertreten oder politische Entscheidungspositionen, die das Sub-

system direkt betreffen, innehaben (Leipprand und Flachsland 2018: 193) 

 Akteur*innen, die sich an der politischen Debatte zum Braunkohleausstieg zu den 

Untersuchungszeitpunkten 2018 und 2020 beteiligten und deren Positionen online 

schriftlich zugänglich sind 

Es werden verschiedene Akteur*innengruppen zu ungefähr gleichen Anteilen erfasst, sodass 

eine ausgewogene, umfassende Datensammlung entsteht und die Anzahl der Dokumente 

gleichzeitig überschaubar bleibt. Die Auswahl der Akteur*innen umfasst dabei Landesregie-

rungen der Länder, in denen Braunkohleabbau stattfindet, Bundesministerien, politische 
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Parteien, NGOs und zivilgesellschaftliche Akteur*innen, Vertreter*innen der Industrie und 

der Energiekonzerne, Gewerkschaften und Akteur*innen der Wissenschaft. Demnach um-

fasst die Auswahl ein breites und diverses Spektrum der an der Debatte beteiligten Ak-

teur*innen. Eine Erfassung aller Akteur*innen kann hier aber nicht erfolgen, weshalb die 

Auswahl im Folgenden kurz begründet wird. Bei ähnlichen Statements von Akteur*innen der 

gleichen Akteur*innengruppe wurde ein*e Akteur*in stellvertretend ausgewählt. So werden 

beispielsweise die Energiekonzerne RWE und LEAG in die Analyse miteinbezogen und die 

MIBRAG wird nicht berücksichtigt, da sich große Überschneidungen der Position mit denen 

der anderen Energiekonzerne vermuten lassen und die MIBRAG im Vergleich zu den anderen 

Energiekonzernen den geringsten Anteil an Braunkohle fördert. Für die politischen Parteien 

wurden die zum Untersuchungszeitpunkt an der Bundesregierung beteiligten Parteien CDU 

und SPD ausgewählt. Hinzu kommt die Oppositionspartei Bündnis 90/Die Grünen, da die 

Umsetzung der Klimaschutzziele ein Kernthema der Partei ist. Die Landesregierungen der 

Bundesländer mit Braunkohleregionen wurden ebenfalls berücksichtigt, wodurch unter an-

derem die Positionen der Landesregierungsparteien Die Linke in Brandenburg und FDP in 

Nordrhein-Westfalen in die Analyse miteinfließen. Bei gemeinsam herausgegeben Presse-

mitteilungen mehrerer Akteur*innen wurden die jeweiligen Statements aus der Mitteilung 

dem*r Akteur*in zugeordnet. Aufgrund der oben festgelegten Kriterien wurden die Gewerk-

schaft Ver.di und der Think Tank Agora Energiewende nicht in die Analyse miteinbezogen, 

denn der Umfang der Dokumente und damit die Beteiligung an der Debatte zwischen 2018 

und 2020 war nicht ausreichend, um Veränderungen der Beliefs dieser Akteur*innen analy-

sieren zu können. Eine Ausnahme bildet hier die Initiative Fridays for Future, da sie aufgrund 

der großen medialen Präsenz als wichtige zivilgesellschaftliche Akteurin dieser Debatte ein-

gestuft wurde, obwohl sie sich erst ab 2019 an der Debatte beteiligt hat.  

Die Auswahl der Dokumente erfolgte im Mai 2021 mithilfe einer umfangreichen Internet-

recherche mit den Suchbegriffen „Kohleausstieg“ und „KSWB“ für 2018 und „Bund-/ Länder-

Einigung“ und „Kohleausstiegsgesetz“ für 2020, was den Eckdaten der politischen Debatte zu 

den Untersuchungszeitpunkten entspricht. Dabei wurden vor allem auf den Webseiten der 

Akteur*innen veröffentlichte Pressemitteilungen und Kommentare in die Analyse mitaufge-

nommen. Die Beschränkung der Auswahl auf die von den Akteur*innen veröffentlichten Do-

kumente stellt sicher, dass die Überzeugungen nicht durch Dritte verändert wurden, sondern 
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deren Positionen in der Debatte wiederspiegeln. Es wurde jeweils mindestens ein Dokument 

pro Akteur*in zu den zwei Zeitpunkten 2018 und 2020 in die Analyse aufgenommen, sodass 

ein zeitlicher Vergleich möglich ist. Bei einigen Akteur*innen wurden zwei Dokumente für 

einen Untersuchungszeitpunkt ausgewählt, um die Position der*s Akteur*in ausreichend 

detailreich miteinzubeziehen. Eine Auflistung der Akteur*innen und der Dokumente befindet 

sich im Anhang und die Quellen der Dokumente sind im Literaturverzeichnis mit aufgeführt. 

5.3 Datenanalyse: Qualitative Inhaltsanalyse 

Diese Arbeit nutzt die qualitative Inhaltsanalyse zur Untersuchung des Belief Systems und 

folgt damit Sabatier und Weible (2007: 196), die dies als ein mögliches empirisches Analyse-

verfahren nennen. Aufgrund der qualitativen und hermeneutischen Ausrichtung des Verfah-

rens und der Möglichkeit sowohl deduktiv als auch induktiv zu kodieren, wird hier die inhalt-

lich-strukturierende qualitative Inhaltsanalyse nach Kuckartz (2018) angewendet. Außerdem 

orientiert sich diese Arbeit insbesondere bei der Entwicklung des Kategoriensystems an dem 

methodischen Vorgehen von Löhr (2020: 112ff.), die in ihrer Analyse des Belief Systems 

ebenfalls die Inhaltsanalyse nach Kuckartz verwendet. Kuckartz (2018) beschreibt folgende 

Analyseschritte, nach denen hier vorgegangen wurde. Die Analyse begann mit der initiieren-

den Textarbeit, bei der wichtige Textstellen markiert und Memos geschrieben wurden 

(Kuckartz 2018: 100). Als wichtig wurden bei dieser Untersuchung Abschnitte eingestuft, die 

Forderungen und Beschreibungen zu Themen oder Teilbereichen des Subsystems beinhal-

ten. Daraufhin wurden thematische Hauptkategorien entwickelt, das Material mit diesen 

Hauptkategorien kodiert und alle kodierten Textstellen zusammengestellt (ebd.). Die 

Hauptkategorien wurden dabei vorrangig deduktiv mittels A-priori-Kategorienbildung nach 

Kuckartz (2018: 64) entwickelt und umfassen die in Kapitel 4.3 operationalisierten Subdi-

mensionen der Policy Core Beliefs. Diese wurden induktiv am Material ergänzt, sodass sie 

die zentralen Themen der Akteur*innen aus den Dokumenten des Subsystems vollständig 

widerspiegeln und die Beliefs für das Subsystem anhand der Daten spezifizieren. Anschlie-

ßend erfolgt die induktive Bestimmung von Subkategorien am Material und das Kodieren 

des Materials mit dem ausdifferenzierten Kategoriensystem (ebd.). Die Erstellung von Subka-

tegorien erfolgt in Anlehnung an das Kategoriensystem von Löhr (2020: 115), wonach für 

jede Hauptkategorie (hier: Subdimension) drei Subkategorien gebildet wurden. Diese wur-
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den induktiv am Material entwickelt und umfassen hier zumeist die Ausprägung der Bedeu-

tung, die die Subdimension für die Akteur*innen innehat. Das vollständige Kategoriensystem 

befindet sich im Anhang der Arbeit. Die Kategorienbildung und das Kodieren wurde mithilfe 

der Software MAXQDA durchgeführt. Der letzte Schritt der Inhaltsanalyse ist die einfache 

und komplexe Analyse und Auswertung der Kategorien (Kuckartz 2018: 117). Hierbei wurden 

unter anderem die Zuordnung der Textstellen zu den Ausprägungen der Subdimensionen 

und die Passung des Kategoriensystems zu den kodierten Textstellen erneut überprüft.   

Die Einteilung der Akteur*innen in Advocacy Koalitionen erfolgte anhand der Policy Core 

Beliefs und deren Ausprägungen. Dabei werden Akteur*innen mit ähnlichen Policy Core Be-

liefs in eine Advocacy Koalition zusammengefasst. Die Durchführung einer Clusteranalyse zur 

Identifikation von Advocacy Koalitionen, wie beispielsweise bei Markard et al. (2016) oder 

bei Löhr (2020), erfolgt in dieser Arbeit aufgrund der qualitativen Ausrichtung der Untersu-

chung nicht. Der Fokus dieser Arbeit liegt stattdessen auf der inhaltlichen Analyse der Do-

kumente im Hinblick auf Veränderungstendenzen der Policy Core Beliefs im Untersuchungs-

zeitraum. Die Identifizierung von Advocacy Koalitionen ist deshalb kein zentraler Bestandteil 

dieser Arbeit, da hierfür zumindest die Analyse der inhaltlichen Überschneidungen der Policy 

Core Beliefs aller Akteur*innen und der Koordination zwischen den Akteur*innen notwendig 

wäre (Weible et al. 2020: 1067). Stattdessen wird die Existenz zweier Advocacy Koalitionen, 

einer Umweltkoalition und einer Wirtschaftskoalition, für das Subsystem auf Basis der bishe-

rigen empirischen Studien mit Überschneidungen zum Fallbeispiel (Leipprand und Flachsland 

2018; Löhr 2020) angenommen. Dies wird in Kapitel 3.6 detaillierter ausgeführt.  

6. Empirische Ergebnisse: Policy Core Beliefs, Sekundäraspekte und 

Advocacy Koalitionen 

6.1 Die Advocacy Koalitionen in der Debatte um den Braunkohleausstieg 

Für die Darstellung der Ergebnisse werden zunächst die Advocacy Koalitionen mit ihren Ak-

teur*innen vorgestellt. Die Existenz einer Wirtschafts- und einer Umweltkoalition werden 

hier aufgrund der bisherigen Forschungsergebnisse und insbesondere auf Basis der Identifi-

kation der Advocacy Koalitionen von Löhr (2020) vorausgesetzt (siehe Kapitel 3.6). Die hie-

raus entstehende Limitation dieser Arbeit wird in Kapitel 6.4. beschrieben. Die Zuordnung 
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der Akteur*innen in die Koalitionen oder zur Gruppe der Vermittler*innen erfolgt auf Basis 

der Kodierungen ihrer Statements. Dies entspricht nicht den Kriterien zur Identifikation von 

Advocacy Koalitionen nach dem ACF, nach dem die notwendige Minimalbedingung für Koali-

tionen die gemeinsamen Policy Core Beliefs sind (Weible et al. 2020: 1067). Dement-

sprechend kann nicht vollständig ausgeschlossen werden, dass weitere Advocacy Koalitionen 

oder andere Konstellationen mit gemeinsamen Policy Core Beliefs im Fallbeispiel 

identifizierbar wären. Durch die Analyse der Policy Core Beliefs der beiden Koalitionen in 

diesem Fallbeispiel (siehe Kapitel 6.2) und durch den Bezug zu bisherigen Forschungsergeb-

nissen im deutschen Energiewandel (siehe Kapitel 3.6) soll dieses Risiko hier minimiert wer-

den. Für eine detailliertere Einsicht in die Einheitlichkeit der Policy Core Beliefs und die Ko-

operation der Akteur*innen innerhalb einer Koalition wäre eine weitere Untersuchung, z.B. 

durch eine Clusteranalyse, notwendig.  

Die Wirtschaftskoalition dieses Subsystems setzt sich aus acht Akteur*innen zusammen, die 

von einem Braunkohleausstieg direkt betroffen wären. Hierzu zählen die Energieversorger 

RWE und LEAG und die Regierungen der Länder mit Braunkohleregionen Brandenburg, NRW 

und Sachsen. Die Gewerkschaft IG BCE vertritt die Arbeiter*innen der Braunkohletagebaue 

und der BDI vertritt die Interessen der Industrieunternehmen. Beide Akteur*innen lassen 

sich, genauso wie die Partei CDU, eindeutig der Wirtschaftskoalition zuordnen. In den Do-

kumenten dieser Akteur*innen spielen wirtschaftliche Aspekte der Braunkohleverstromung 

und mögliche Risiken des Ausstiegs die dominante Rolle. Die Umweltkoalition besteht hier 

aus sechs Akteur*innen. Den größten Anteil bilden dabei die NGOs Greenpeace und der 

BUND, und zivilgesellschaftliche Akteur*innen, wie Fridays for Future und die Initiative Bui-

rer für Buir, die die Interessen der Betroffenen der Tagebauerweiterungen im Rheinland ver-

tritt. Zusätzlich dazu zählen die Partei Bündnis 90/Die Grünen und die wissenschaftliche Ak-

teurin des DIW ebenfalls zur Umweltkoalition. Die Akteur*innen dieser Koalition heben die 

Auswirkungen auf die Umwelt in ihren Statements hervor und fordern einen schnellen 

Braunkohleausstieg. Die Akteur*innen SPD, das von der SPD geführten BMU und das von der 

CDU geführten BMWi lassen sich dabei auf Basis der Policy Core Beliefs nicht eindeutig einer 

Koalition zuordnen und könnten in der Debatte die Rolle eines Policy Brokers einnehmen. 

Eine ausführlichere Beschreibung ihrer Beliefs und die draufbasierende Begründung der 
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vermittelnden Rolle befindet sich am Ende des nächsten Kapitels. Die folgende Tabelle 2 

zeigt die Advocacy Koalitionen und die dazugehörigen Akteur*innen. 

 Wirtschaftskoalition Umweltkoalition Vermittler*innen 

Bundesministerien   BMU, BMWi 

Politische Parteien CDU Bündnis 90/Die Grünen SPD 

Landesregierungen  Brandenburg 
NRW 
Sachsen 

  

Energie & Industrie LEAG 
RWE 
BDI 

  

Gewerkschaften IG BCE   

NGOs & Zivilgesell-
schaft 

 Buirer für Buir 
BUND 
Greenpeace 
Fridays for Future 

 

Wissenschaft  DIW  

Tab. 2: Die Advocacy Koalitionen des Braunkohleausstiegs 

6.2 Zur KSWB 2018: Policy Core Beliefs und Sekundäraspekte 

Dieses Kapitel stellt die Beliefs der Wirtschaftskoalition, der Umweltkoalition und der Ver-

mittler*innen 2018 zum Beginn des Untersuchungszeitraums dar. Dazu werden die Policy 

Core Beliefs der Wirtschafts- und der Umweltkoalition zusätzlich tabellarisch gegenüberge-

stellt (siehe Tab. 3). Die Analyse für 2018 basiert auf 19 Dokumenten.  

Für die Wirtschaftskoalition stehen die wirtschaftlichen Faktoren bei den grundlegenden 

Vorstellungen (Tab. 3 – Dimension 6) zum Braunkohleausstieg im Vordergrund. Dabei wird 

vor allem die Wirkung von erhöhten Strompreisen und unsicherer Stromversorgung auf die 

Aspekte der Arbeitsplätze und der Wettbewerbsfähigkeit betont. So wird für die Landesre-

gierung in NRW beispielsweise der Ministerpräsident Armin Laschet paraphrasiert:  

„Er unterstrich die enorme Bedeutung einer sicheren und international wettbewerbs-

fähigen Stromversorgung. Allein die energieintensiven Industrien in Nordrhein-

Westfalen beschäftigen über 250.000 Menschen. Eine Reduktion der Kohleverstro-

mung dürfe nicht zu Dominoeffekten in der Industrie führen“ (Landesregierung NRW 

2018a). 

Für alle Akteur*innen dieser Koalition haben die wirtschaftlichen Aspekte der Strompreis-

entwicklung, der Wettbewerbsfähigkeit und der Energieversorgungssicherheit höchste Prio-
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rität. Dabei wird argumentiert, dass diese durch die Braunkohleverstromung sichergestellt 

würde und insbesondere die Energieversorgungssicherheit bei Strom durch erneuerbare 

Energien nicht gewährleistet sei. Die Planungssicherheit für Unternehmen und Energiever-

sorger wird ebenfalls von einigen Akteur*innen als wichtige Basis eines funktionierenden 

Energiesektors aufgeführt. Insgesamt unterscheidet sich der Fokus der einzelnen Ak-

teur*innen bei der Priorisierung der unterschiedlichen wirtschaftlichen Aspekte. Bei den 

grundlegenden Positionen zur Umwelt beschreibt ein Teil der Akteur*innen die klimapoliti-

sche Ausrichtung des Energiesektors als eins der Ziele, aber priorisieren dieses nicht. So ar-

gumentiert die CDU beispielsweise: 

„Die heute eingesetzte Kommission muss bei ihrer Arbeit gleichranging das energie-

politische Zieldreieck im Blick behalten. Das heißt: Unser Klimaschutz ist nur dann er-

folgreich, wenn es keine Abstriche bei Versorgungssicherheit und Wettbewerbsfähig-

keit gibt“ (Bundestagsfraktion CDU/CSU 2018). 

Gleichzeitig führen einige Akteur*innen, wie zum Beispiel die IG BCE, an, dass der Energie-

sektor „schon längst die Hauptlast der CO2-Einsparung in Deutschland trage“ (IG BCE 2018). 

Hier wird ebenfalls deutlich, dass die Akteur*innen die Emissionen aus der Braunkohlever-

stromung nicht oder nur teilweise für das eventuelle Verfehlen der Klimaschutzziele verant-

wortlich machen, was die Dimension der Ursache des Problems (Tab. 3 – Dimension 2) be-

schreibt. 

Diese Grundpositionen spiegeln sich in der Dimension der Bedeutung des Problems (Tab. 3 – 

Dimension 1) wider. Die Ambitionen für einen schnellen Braunkohleausstieg sind in dieser 

Akteur*innengruppe durchweg eher gering. Grundsätzlich stellen die Akteur*innen die Not-

wendigkeit eines Ausstiegs nicht infrage, aber argumentieren gegen den Braunkohleausstieg 

„im Hauruck-Verfahren“ (Bundestagsfraktion CDU/CSU 2018). Demzufolge sprechen sich die 

Akteur*innen für langfristige Lösungen aus, bei denen bestimmte Voraussetzungen erfüllt 

werden müssen, damit der Braunkohleausstieg erfolgreich sein kann. Als Vorrausetzungen 

werden dabei insbesondere die Perspektiven für die Braunkohleregionen, die Sicherung der 

Energieversorgung und geringe Auswirkungen auf die Wirtschaft aufgeführt. Der Aspekt der 

Energieversorgungssicherheit wird dabei von drei Akteur*innen hervorgehoben, die durch 

einen schnellen Braunkohleausstieg eine stärkere Abhängigkeit von Stromimporten befürch-

ten. So wird von den Landesregierungen vermutet, dass „Deutschland unter anderem von 
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Kohlestrom aus Polen und Tschechien ab[hinge] – Emissionen würden lediglich in andere 

Länder verlagert“ (Landesregierung NRW 2018b). Alle Akteur*innen der Koalition betonen 

für die Dimension der Verantwortlichkeit (Tab. 3 – Dimension 3) die Rolle der Politik zur Um-

setzung des Braunkohleausstiegs und fordern insbesondere eine Abfederung und Unterstüt-

zung bei den damit einhergehenden Problemstellungen. Lediglich die CDU spricht sich zu-

sätzlich für eine Stärkung des europäischen Emissionshandels aus (Bundestagsfraktion 

CDU/CSU 2018). Bei den diskutierten politischen Instrumenten (Tab. 3 – Dimension 5) ist die 

(finanzielle) Unterstützung bei Strukturwandlungsprozessen insbesondere für die Landes-

regierungen besonders wichtig. Die Aufgabe der KSWB besteht nach den meisten Ak-

teur*innen der Koalition aus der Untersuchung der Auswirkungen des Braunkohleausstiegs 

auf die oben aufgeführten wirtschaftlichen Aspekte und aus dem Erarbeiten von politischen 

Maßnahmen, die diese abfedern und Planungssicherheit verschaffen. Zum Zustandekommen 

eines Konsenses mit allen Akteur*innen oder der Berücksichtigung der öffentlichen Meinung 

(Tab. 3 – Dimension 4) äußert sich kein*e Akteur*in dieser Koalition.  

Für die Sekundäraspekte betont lediglich der Energieversorger RWE, dass die Umsiedlung 

der Anwohner*innen von Tagebauen ein notwendiger aber „kritischer Aspekt“ der Braun-

kohleverstromung ist (RWE 2018). Beim Aspekt des Stilllegungspfads der Braunkohlekraft-

werke werden, insbesondere von den Energieversorgern aber auch von weiteren Ak-

teur*innen, langfristige und planungssichere Lösungen angestrebt. 

Anders als bei der Wirtschaftskoalition liegen die Grundvorstellungen der Umweltkoalition 

(Tab. 3 – Dimension 6) verstärkt auf den umweltbezogenen Aspekten. Im wirtschaftlichen 

Bereich beschreiben einige Akteur*innen die Relevanz von Energieversorgungssicherheit 

und Planungssicherheit für die Regionen. Außerdem fordern sie Perspektiven für Arbei-

ter*innen durch die Schaffung neuer Stellen außerhalb der Braunkohleindustrie. Insgesamt 

werden diese Themen bei allen Akteur*innen dieser Koalition wenig benannt. Greenpeace 

argumentiert zum Beispiel, 

„dass rund ein Drittel der deutschen Kohlekraftwerke mit insgesamt 17 Gigawatt Ka-

pazität innerhalb von drei Jahren vom Netz gehen könnten. Die Versorgungssicher-

heit bliebe gewährleistet, der deutsche CO2-Ausstoß aber würde bis 2020 um 88 Mil-

lionen Tonnen sinken“ (Greenpeace 2018a). 
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Die grundlegenden Vorstellungen zum Subsystem ähneln sich in dieser Koalition bei allen 

Akteur*innen und beinhalten eine Priorisierung der ökologischen Ausrichtung des Subsys-

tems. Die Auswirkungen auf die Wirtschaft sind dabei zweitrangig. Diese Position spiegelt die 

Ausprägungen des Belief der Ursache für die Problemstellung (Tab. 3 – Dimension 2) wider. 

Hier betonen die Akteur*innen die Auswirkungen der Braunkohleverstromung auf das Errei-

chen der nationalen Klimaschutzziele. Das DIW beschreibt den Zusammenhang wie folgt:  

„In der Stromerzeugung werden nach wie vor große Mengen an Braun- und Steinkoh-

le eingesetzt, die im Jahr 2016 für mehr als ein Viertel der Treibhausgas-Emissionen 

in Deutschland verantwortlich waren. Ohne zusätzliche Maßnahmen ist deshalb nicht 

zu erwarten, dass die Klimaschutzziele der Bundesregierung erreicht werden können“ 

(DIW 2018). 

Dementsprechend sprechen sich alle Akteur*innen für eine erhöhte Geschwindigkeit des 

Braunkohleausstiegs (Tab. 3 – Dimension 1) aus, was sie meist zum Kernthema ihrer State-

ments machen. Dabei befürworten sie die politische Regulierung der Braunkohleverstro-

mung (Tab. 3 – Dimension 3) und fordern die Politik auf, aktiv zu werden. Greenpeace meint 

zum Beispiel: „Eine Verringerung der Klimagase um 40 Prozent im Vergleich zu 1990 ist bis 

Ende der Dekade machbar – würde die Regierung nur wollen“ (Greenpeace 2018b). Diese 

Position wird im Hinblick auf die Priorisierung der politischen Instrumente (Tab. 3 – Dimensi-

on 5) konkretisiert. Die Akteur*innen fordern die Regierung und die politischen Akteur*-

innen zur Festlegung und Umsetzung des Braunkohleausstiegs auf. Sowohl für die KSWB als 

auch für ein mögliches Kohleausstiegsgesetz zielen die Akteur*innen auf die Orientierung an 

den Klimaschutzzielen ab, sodass das Erreichen der Klimaschutzziele oberste Priorität hat. 

Der BUND schreibt beispielsweise, dass die KSWB nur erfolgreich wäre, „wenn die deutschen 

Klimaschutzziele und das Pariser Klimaabkommen die Richtung vorgeben“ (BUND 2018a). 

Für das Erreichen eines Konsenses in der KSWB kritisieren einige Akteur*innen, wie Bündnis 

90/Die Grünen und der BUND, schon vorab die Zusammensetzung, denn nach ihnen würden 

die Interessen der Wirtschaftskoalition dort durch die Vergabe der Mitglieder dominieren 

(BUND 2018a; Bündnis 90/Die Grünen 2018). Dies widerspräche auch der Berücksichtigung 

der öffentlichen Meinung in den Entscheidungsprozessen (Tab. 3 – Dimension 4). Einige Ak-

teur*innen der Koalition heben hervor, dass „zwei Drittel der Deutschen“ (BUND 2018b) ihre 

Vorstellungen teilen und dies entsprechend miteinbezogen werden müsse, so lässt sich der 

Kohleausstieg nach dem DIW „nur in einem gesellschaftlichen Konsens organisieren“ (DIW 
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2018). Die Mehrheit der Akteur*innen der Umweltkoalition befürwortet das politische In-

strument (Tab. 3 – Dimension 5) der Unterstützung des Strukturwandels in den Braunkohle-

regionen. Zu den Kompensationszahlungen äußern sich die Akteur*innen hier nicht.  

Die Sekundäraspekte werden von den Akteur*innen der Umweltkoalition deutlich mehr be-

achtet als von der Wirtschaftskoalition. Dabei wird die Rodung des Hambacher Forsts und 

die Umsiedlung der Anwohner*innen durch die Tagebauerweiterung kritisiert. Auf Basis der 

Priorisierung der ökologischen Aspekte in den Policy Core Beliefs sprechen sich die Ak-

teur*innen mehrheitlich stark gegen die Umsetzung dieser beiden Sekundäraspekte aus, 

insbesondere auch für die Zeit der Entscheidungsfindung. Die Initiative Buirer für Buir nimmt 

hierbei eine Sonderstellung ein. Die Verhinderung der Umsiedlungen der Anwohner*innen 

ist das Kernthema ihrer Argumentation, wobei sie auf die Folgen für die Betroffenen auf-

merksam machen und aus diesem Grund ein Mitspracherecht in der KSWB fordern (Buirer 

für Buir 2018). Für den Aspekt des Stilllegungspfads wird von einigen Akteur*innen eine ver-

bindliche Festlegung von der Politik gefordert. 

Dimension Wirtschaftskoalition Umweltkoalition 

1 Geschwindigkeit des Braunkoh-
leausstiegs 

Die Ambitionen für einen 
schnellen Braunkohleausstieg 
sind durchweg eher gering, 
wobei die Notwendigkeit gene-
rell meist nicht infrage gestellt 
wird.  

Das Kernthema der Koalition 
ist ein schneller Braunkohle-
ausstieg. 

2 Wirkung der Braunkohlever-
stromung auf das Erreichen der 
Klimaschutzziele 

Die Emissionen aus der Braun-
kohleverstromung werden 
nicht oder nur teilweise für das 
eventuelle Verfehlen der Kli-
maschutzziele verantwortlich 
gemacht. 

Die Auswirkungen der Braun-
kohleverstromung auf das 
Erreichen der nationalen 
Klimaschutzziele werden 
hervorgehoben. 

3 Staatliche oder marktwirt-
schaftliche Regulierung 

Fast alle Akteur*innen betonen 
die Rolle der Politik zur Umset-
zung des Braunkohleausstiegs 
und fordern eine Abfederung 
und Unterstützung bei den 
damit einhergehenden Prob-
lemstellungen.  

Die Koalition befürwortet die 
politische Regulierung der 
Braunkohleverstromung und 
fordert die Politik auf, aktiv 
zu werden.  

4 Berücksichtigung der öffentli-
chen Meinung und Einbezug 
zivilgesellschaftlicher Akteur*-
innen in Entscheidungsprozes-
se 

-  Die Koalition fordert einen 
stärkeren Einbezug der öf-
fentlichen Meinung in die 
Entscheidungsprozesse. 

5 Priorisierung politischer In- Als Aufgaben der KSWB nen- Der Fokus der Koalition liegt 
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strumente: 

 KSWB 

 Kohleausstiegsgesetz  

 Maßnahmen zum Struk-
turwandel in den Braun-
kohleregionen 

 Kompensationszahlungen  

nen die meisten Akteur*innen 
die Erarbeitung von politischen 
Maßnahmen, die die Auswir-
kungen eines Braunkohleaus-
stiegs auf die Wirtschaft abfe-
dern, und Planungssicherheit 
verschaffen. Für die Landesre-
gierungen ist die (finanzielle) 
Unterstützung bei Struktur-
wandlungsprozessen beson-
ders wichtig.  

auf dem Beschluss eines Ge-
setzes zur Festlegung des 
Braunkohleausstiegs und auf 
der KSWB. Dabei wird deren 
Zusammensetzung von eini-
gen Akteur*innen kritisiert, 
weil die Interessen der Wirt-
schaftskoalition zu stark ver-
treten seien. Die Mehrheit 
der Akteur*innen befürwor-
tet die Unterstützung des 
Strukturwandels in den 
Braunkohleregionen.  

6 Wirtschaft:  

 Wettbewerbsfähigkeit  

 Strompreise  

 Arbeitsplätze  

 Energieversorgungssicher-
heit für Industrie  

 Planungssicherheit für 
wirtschaftliche Ak-
teur*innen 

Die wirtschaftlichen Aspekte 
haben hier höchste Priorität, 
wobei die einzelnen Aspekte je 
nach Akteur*in als unter-
schiedlich wichtig erachtet 
werden. Besonders betont 
werden vor allem die erhöhten 
Strompreise und die Gefähr-
dung der Arbeitsplätze und der 
Wettbewerbsfähigkeit als mög-
liche Folgen eines Ausstiegs. 
Außerdem wird argumentiert, 
dass die Energieversorgungssi-
cherheit nur mit der Braunkoh-
leverstromung sichergestellt 
würde.  

Insgesamt werden diese 
Themen wenig benannt.  
Einige Akteur*innen nennen 
die Relevanz von Energiever-
sorgungssicherheit und Pla-
nungssicherheit für die Regi-
onen. Außerdem fordern sie 
Perspektiven für Arbei-
ter*innen außerhalb der 
Braunkohleindustrie.  

Umwelt: 

 Einhaltung der Pariser Kli-
maschutzziele 

Ein Teil der Akteur*innen 
nennt die klimapolitische Aus-
richtung als ein Ziel des Ener-
giesektors, aber priorisieren 
dieses nicht.  

Die ökologische Ausrichtung 
des Subsystems wird priori-
siert, während die wirtschaft-
lichen Auswirkungen als 
zweitrangig gelten. 

Tab. 3: Policy Core Beliefs der Wirtschafts- und der Umweltkoalition 2018 

Die Beliefs der Vermittler*innen bewegen sich bei allen Akteur*innen dieser Gruppe zwi-

schen den Beliefs der Wirtschafts- und der Umweltkoalition und sprechen sich dabei für ei-

nen Kompromiss beider Perspektiven aus. Sie betonen bei den grundlegenden Vorstellungen 

(Dimension 6) die Vereinbarkeit von wirtschaftlichen und ökologischen Zielen des Subsys-

tems. Das BMU fast dazu zusammen: „Die Frage ist nicht, ob der Kohleausstieg kommt, son-

dern wann und wie“ (BMU 2018b). Zu der Geschwindigkeit des Braunkohleausstiegs (Dimen-

sion 1) äußern sich die SPD und das BMWi nicht. Die SPD betont aber die „gewaltige wirt-

schaftliche Herausforderung“ (BMAS 2018), die dadurch entsteht. Für die Präferenz der poli-
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tischen Instrumente (Dimension 5) unterstützen sie die Einsetzung der KSWB und befürwor-

ten einen Instrumentenmix, der „den Klimaschutz mit wirtschaftlicher Entwicklung, Struk-

turwandel, gesellschaftlichem Zusammenhalt und Sozialverträglichkeit zusammenbringen“ 

(BMU 2018a) soll. Der SPD sind dabei die Maßnahmen zum Strukturwandel am bedeutsams-

ten (BMAS 2018). Für die Sekundäraspekte unterstützt der BMU die Forderungen, die Ro-

dungen und Umsiedlungen für den Entscheidungsprozess zu stoppen, um die Chancen für 

einen Konsens in der KSWB zu erhöhen (BMU 2018b). Die SPD und das BMWi vertreten hier 

keine Position zu den Sekundäraspekten. Die Datensammlung zu den vermittelnden Ak-

teur*innen ist hier im Vergleich deutlich kleiner, weil die Akteur*innen weniger Statements 

veröffentlichten. 

6.3 Zum Kohleausstiegsgesetz 2020: Veränderungen der Policy Core Beliefs 

und Sekundäraspekte 

Im Folgenden werden nun die Policy Core Beliefs und die Sekundäraspekte der Wirtschafts- 

und der Umweltkoalition für 2020 dargestellt. Dabei liegt der Fokus auf den Veränderungen 

im Vergleich zu 2018. Die Policy Core Beliefs der beiden Koalitionen werden zusätzlich tabel-

larisch zusammengefasst (siehe Tab. 4). Die Grundlage der Analyse für 2020 bilden 24 Do-

kumente. 

Die Wirtschaftskoalition behandelt in den Statements vorwiegend die Durchsetzung ihrer 

Interessen in den nun beschlossenen politischen Instrumenten. Für die grundlegenden Vor-

stellungen (Tab. 4 – Dimension 6) bleiben wirtschaftlichen Aspekte der Wettbewerbsfähig-

keit, der Entwicklung der Strompreise und der Energieversorgungssicherheit für die Ak-

teur*innen zentrale Kriterien für ein funktionstüchtiges Subsystem. So muss beispielsweise 

für die CDU „eine verlässliche und bezahlbare Stromversorgung sichergestellt werden. Dabei 

spielt Kohle heute noch immer eine wichtige Rolle“ (CDU 2020). Der wirtschaftliche Bereich 

der Planungssicherheit und der Arbeitsplätze hat bei den meisten Akteur*innen dieser Koali-

tion an Bedeutung gewonnen. Dabei verschiebt sich die Bedeutung des Erhalts der Arbeits-

plätze auf die Abfederung des Stellenabbaus in den Energieunternehmen durch die Politik. 

Für die Planungssicherheit beschreiben einige Akteur*innen, dass sie sich in der Abwägung 

zwischen Planungssicherheit durch eindeutige politische Regulierungsmaßnahmen und der 

Unsicherheit ohne eine politische Festlegung für die sicheren Bedingungen entscheiden. Für 
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die grundlegenden Vorstellungen zur Umwelt betonen einige Akteur*innen, dass der Ener-

giesektor mit dem nun beschlossenen Braunkohleausstieg einen großen Beitrag zum Errei-

chen der Klimaschutzziele leistet. 

Auch 2020 machen die Akteur*innen die Politik für die Lösung des Konflikts verantwortlich 

(Tab. 4 – Dimension 3). Ein großer Unterschied im Vergleich zu 2018 ist die Priorisierung der 

politischen Instrumente (Tab. 4 – Dimension 5). Hier befürworten die Akteur*innen den Be-

schluss des Kohleausstiegsgesetzes. So bezeichnet die Landesregierung von Brandenburg das 

Gesetz „als positiven und dringend notwendigen Schritt“ (Landesregierung Brandenburg 

2020a). Dabei beschreiben sie die Wichtigkeit der darin enthaltenen Umsetzung des Kom-

promisses aus der KSWB und die Bedeutung einer einvernehmlichen Lösung der Problem-

stellung. Als Hauptgrund für die Befürwortung des Kohleausstiegsgesetzes nennen sie die 

durch die gesetzliche Festlegung erreichte Planungssicherheit für die Unternehmen und die 

Regionen. Gleichzeitig betonen sie die Wichtigkeit der darin enthaltenen Kompensationszah-

lungen und Strukturhilfen. Die IG BCE bezeichnet diese Maßnahmen als „folgerichtig“, weil 

„der Staat finanziell die Verantwortung [für den Verlust der Arbeitsplätze] tragen wird“ (IG 

BCE 2020). Gleichzeitig heben alle Akteur*innen der Koalition die Herausforderungen hervor, 

die für sie durch das Kohleausstiegsgesetz entstehen.  

Für den Sekundäraspekt des Stilllegungspfads der Braunkohlekraftwerke wird die Wichtig-

keit der Planungssicherheit insbesondere von den Energieversorgern erneut betont. Zu den 

anderen Sekundäraspekten äußern sich die Akteur*innen hier nicht. Lediglich die Landesre-

gierung NRWs beschreibt die ökologischen Vorteile durch den im Gesetz festgelegten Erhalt 

des Hambacher Forsts (Landesregierung NRW 2020). 

Die Umweltkoalition äußert sich in ihren Statements für 2020 nicht zu grundlegenden Vor-

stellungen (Tab. 4 – Dimension 6) im Bereich Wirtschaft, aber für den Bereich Umwelt stellen 

sie die aus ihrer Sicht nicht ausreichenden politischen Instrumente (Tab. 4 – Dimension 5) für 

das Erreichen der Klimaschutzziele heraus. Dabei herrschen in der Koalition unterschiedliche 

Vorstellungen zum Ergebnis der KSWB, wobei einige dieses Ergebnis als Kompromissent-

scheidung befürworten, sprechen sich andere Akteur*innen gegen das Ergebnis aufgrund 

der für sie unzureichenden Klimaschutzmaßnahmen aus. Die politische Regulation mit dem 

Kohleausstiegsgesetz lehnen aber alle Akteur*innen der Koalition ab. Die Akteur*innen ar-
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gumentieren, dass dies den in der KSWB erarbeiteten Kompromiss nicht umsetze und die 

Klimaschutzziele missachte. Dabei liegt der Fokus auf dem für die Koalition viel zu späten 

Ausstiegsdatum (Tab. 4 – Dimension 1). Die Initiative Buirer für Buir schreibt zum Beispiel, 

dass die Bundesregierung „diesen Minimalkompromiss […] nun aufgekündigt“ (Buirer für 

Buir 2020) hätte. Zudem äußert Greenpeace sich wie folgt: 

„Mit der Missachtung des Pariser Klimaziels, der einseitigen Parteinahme von Indust-

rieinteressen und dem sinnlosen Opfern der Dörfer am Tagebau Garzweiler feuert die 

Bundesregierung den gesellschaftlichen Konflikt weiter an, statt zur Befriedung beizu-

tragen“ (Greenpeace 2020b). 

Wie in dem Zitat deutlich wird, sprechen sich die Akteur*innen der Umweltkoalition gegen 

die Kompensationszahlungen an die Energieversorger aus. Sie halten diese für zu hoch und 

aufgrund der langen Laufzeiten für unangemessen. Des Weiteren kritisieren die Ak-

teur*innen die fehlende Berücksichtigung der öffentlichen Meinung in der Entscheidung 

(Tab. 4 – Dimension 4). Fridays for Future argumentiert dazu, dass die Bundesregierung da-

mit „die Interessen der Kohleindustrie vor die der Bevölkerung stellt“ (Fridays for Future 

2020b). Insgesamt lässt sich lediglich für die Dimension der Priorisierung der politischen In-

strumente eine Veränderung der Policy Core Beliefs der Umweltkoalition feststellen. 

Bei den Sekundäraspekten kritisiert die Umweltkoalition die aufgrund des Ausstiegsdatums 

weiterhin bestehende Umsiedlung der Anwohner*innen von Tagebauen. Für den im Koh-

leausstiegsgesetz festgeschriebenen Erhalt des Hambacher Forsts betonen einige Ak-

teur*innen die symbolische Bedeutung des Waldes für die Anti-Kohle-Proteste. Dem letzten 

Sekundäraspekt, der Stilllegungspfade für die Braunkohlekraftwerke, wird mehr Bedeutung 

beigemessen, dabei werden sie als unzureichend bezeichnet. 

Dimension Wirtschaftskoalition Umweltkoalition 

1 Geschwindigkeit des Braunkoh-
leausstiegs 

- Der Fokus der Koalition liegt 
auf dem für sie viel zu spä-
ten Ausstiegsdatum im Koh-
leausstiegsgesetz. 

2 Wirkung der Braunkohleverstro-
mung auf das Erreichen der Kli-
maschutzziele 

- - 

3 Staatliche oder marktwirtschaft-
liche Regulierung 

Die Koalition macht die Politik 
für die Lösung des Konflikts 
verantwortlich. 

- 
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4 Berücksichtigung der öffentli-
chen Meinung und Einbezug 
zivilgesellschaftlicher Ak-
teur*innen in Entscheidungspro-
zesse 

- Die Koalition kritisiert die 
fehlende Berücksichtigung 
der öffentlichen Meinung im 
politischen Beschluss.  

5 Priorisierung politischer Instru-
mente: 

 KSWB 

 Kohleausstiegsgesetz  

 Maßnahmen zum Struktur-
wandel in den Braunkohlere-
gionen 

 Kompensationszahlungen  

Die Koalition befürwortet den 
Beschluss des Kohleausstiegs-
gesetzes und hebt gleichzeitig 
die wirtschaftlichen Heraus-
forderungen hervor, die durch 
das Kohleausstiegsgesetz ent-
stünden. Als Hauptgrund für 
die Befürwortung nennen sie 
die durch die gesetzliche Fest-
legung erreichte Planungssi-
cherheit. Gleichzeitig betonen 
sie die Wichtigkeit der darin 
enthaltenen Kompensations-
zahlungen und Strukturhilfen 
und heben den für sie nun 
umgesetzten Kompromiss aus 
der KSWB hervor. 

Die Koalition lehnt das Koh-
leausstiegsgesetz ab, da die 
Klimaziele aus ihrer Sicht 
missachtetet und der Kom-
promiss aus der KSWB nicht 
umgesetzt worden wären. 
Dabei herrschen in der Koa-
lition unterschiedliche An-
sichten zum Ergebnis der 
KSWB, das als Kompromiss-
entscheidung befürwortet 
oder als unzureichend für 
die Klimaschutzmaßnahmen 
bewertet wird. Außerdem 
spricht sich die Koalition 
gegen die Kompensations-
zahlungen an die Energie-
versorger aus. 

6 Wirtschaft:  

 Wettbewerbsfähigkeit  

 Strompreise  

 Arbeitsplätze  

 Energieversorgungssicherheit 
für Industrie  

 Planungssicherheit für wirt-
schaftliche Akteur*innen 

Die Planungssicherheit hat bei 
den meisten Akteur*innen 
dieser Koalition an Bedeutung 
gewonnen, weshalb sie eine 
politische Festlegung des Aus-
stiegs befürworten. In Bezug 
auf die Arbeitsplätze ver-
schiebt sich der Fokus von 
deren Erhalt auf die Abfede-
rung des Stellenabbaus in den 
Energieunternehmen. Die 
Aspekte der Wettbewerbsfä-
higkeit, der Strompreise und 
der Energieversorgungssi-
cherheit bleiben weiterhin 
zentral. 

- 

Umwelt: 

 Einhaltung der Pariser Klima-
schutzziele 

Einige Akteur*innen betonen, 
dass der Energiesektor mit 
dem nun beschlossenen 
Braunkohleausstieg einen 
großen Beitrag zum Erreichen 
der Klimaschutzziele leiste. 

Die Akteur*innen stellen die 
für sie unzureichenden poli-
tischen Instrumente für die 
Einhaltung der Klimaschutz-
ziele heraus. 

Tab. 4: Die Policy Core Beliefs der Wirtschafts- und der Umweltkoalition 2020 

Für die Vermittler*innen bleiben die grundlegenden Vorstellungen zum Subsystem unverän-

dert. Die Akteur*innen betonen in ihren Statements vor allem die Vorteile und die positiven 
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Auswirkungen der festgelegten politischen Instrumente (Dimension 5). Für sie lösen die poli-

tischen Instrumente die Problemstellung im Subsystem in vollem Umfang. So argumentiert 

die SPD beispielsweise:  

„Spätestens 2038 wird kein Kohlekraftwerk mehr laufen. Und wenn Deutschland gut 

vorankommt, auch schon früher. Das ist gut fürs Klima – aber auch für eine zukunfts-

fähige Wirtschaft mit vielen guten Arbeitsplätzen“ (SPD 2020). 

Dementsprechend steht hier das Zusammenbringen von wirtschaftlichen und ökologischen 

Zielstellungen der Wirtschafts- und der Umweltkoalition im Vordergrund. Alle Akteur*innen 

legen dabei viel Wert auf die nach ihnen erfüllte Berücksichtigung zivilgesellschaftlicher Ak-

teur*innen im Entscheidungsprozess (Dimension 4). So schreibt das BMU beispielsweise: 

„Wir haben dafür gesorgt, dass der Kohleausstieg nicht nur das Projekt einiger Weni-

ger ist, sondern von vielen gesellschaftlichen Gruppen getragen und mitgestaltet 

wird“ (BMU 2020). 

Zu den Sekundäraspekten äußern sich die Vermittler*innen in ihren Statements nicht. 

6.4 Diskussion: Wie veränderten sich die Beliefs der Advocacy Koalitionen? 

Für beide Advocacy Koalitionen lassen sich nur bedingt Veränderungen der Policy Core Be-

liefs und der Sekundäraspekte feststellen. Diese liegen insbesondere im Bereich der Priori-

sierung der politischen Instrumente und zeigen eine gegenläufige Entwicklung der Koalitio-

nen. Während die Umweltkoalition 2018 die politische Regulierung des Braunkohleausstiegs 

befürwortet und fordert, stimmen sie 2020 aufgrund der Ausgestaltung des dazugehörigen 

Gesetzes mit dem späten Ausstiegsdatum und der für sie unzureichenden Umsetzung des 

Kompromisses aus der KSWB dagegen. Die Wirtschaftskoalition zeigt sich der politischen 

Regulierung des Braunkohleausstiegs 2018 hingegen skeptisch gegenüber und betont die 

Relevanz der Wirtschaftlichkeit und des Strukturwandels. Die Akteur*innen sprechen sich 

2020 für die gesetzliche Regulierung des Braunkohleausstiegs aufgrund der dadurch entste-

henden Planungssicherheit und der Finanzhilfen aus. Auf Basis der geringen Veränderungen 

der Beliefs sind keine Verschiebungen der Akteur*innen in die andere Koalition oder in eine 

Vermittlungsposition festzustellen. Mithilfe der Beschreibung der politischen Rahmenbedin-

gungen zum Untersuchungszeitraum (siehe Kapitel 4.2) zeigt sich, dass die Policy Core Beliefs 

der Wirtschaftskoalition die Policies innerhalb des Subsystems zum Großteil widerspiegeln.  
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Diese Ergebnisse lassen sich nun in den Forschungsstand zu den Advocacy Koalitionen und 

den Beliefs im deutschen Energiewandel einordnen. Das Subsystem des Braunkohleausstiegs 

ist in das Subsystem des deutschen Energiewandels eingebettet, weshalb hier ein Bezug zu 

den Analysen von Löhr (2020) und Hirschl (2008) hergestellt werden kann. Die Analyse die-

ser Arbeit zeigt, dass die zwei Advocacy Koalitionen, die Hirschl (2008) und Löhr (2020) für 

den deutschen Energiesektor identifizieren, auch im Subsystem der Braunkohle bestehen. 

Hierbei können die Akteur*innen nicht nur auf Basis des Forschungsstands sondern auch 

mithilfe der anschließenden Überprüfung der Policy Core Beliefs für beide Zeitpunkte ein-

deutig in die beiden Koalitionen und die Vermittler*innen zugeteilt werden. Die identifizier-

ten Policy Core Beliefs in dieser Arbeit überschneiden sich inhaltlich mit der Arbeit von Löhr 

(2020), was zum einen an der Einbettung dieses Subsystems in das des Energiewandels und 

zum anderen daran liegt, dass die Operationalisierung des Belief Systems hier an der Arbeit 

von Löhr (2020) orientiert ist. Dementsprechend stehen in beiden Arbeiten bei einer Koaliti-

on die wirtschaftlichen Aspekte und bei der anderen Koalition die Umweltfolgen im Vorder-

grund. Durch die Beschränkung auf den Braunkohleausstieg in dieser Arbeit werden die Posi-

tionen und Vorstellungen zu den erneuerbaren Energien nicht berücksichtigt, was bei Löhr 

(2020: 343) einen zentralen Aspekt der Grundpositionen der Umweltkoalition darstellt. 

Durch die Zuspitzung auf die Policy Core Beliefs zum Braunkohleausstieg können die Positio-

nen der Akteur*innen zu diesem Aspekt der Energiewende in dieser Arbeit weiter ausdiffe-

renziert werden.  

Gleichzeitig erlauben die empirischen Ergebnisse Deutungen zu den Kernthemen der Debat-

te um den Kohleausstieg, da die identifizierten Policy Core Beliefs diese für 2018 und 2020 

aufgrund der konzeptionellen Nähe darstellen. Dabei werden die Policy Core Beliefs mit den 

Ergebnissen der Debattenanalyse von Leipprand und Flachsland (2018) für 2015 in Zusam-

menhang gebracht, um Veränderungen für den Zeitraum aufzuzeigen. Anders als für die 

Umweltkoalition können für die Wirtschaftskoalition, die der Gruppe der „Status Quo De-

fenders“ in Leipprand und Flachsland (2018) entspricht, Veränderungen in den Positionen 

festgestellt werden. Im Unterschied zu Leipprand und Flachsland (2018: 195) äußern sich die 

Akteur*innen hier nicht per se gegen die politische Regulierung des Braunkohleausstiegs, 

sondern fordern für 2018 die Priorisierung der wirtschaftlichen Faktoren bei der Ausgestal-

tung der politischen Instrumente. Dies lässt sich als Verschiebung der Debatte zwischen 
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2015 und 2018 von der Frage, ob ein Braunkohleausstieg stattfindet, auf die Ausgestaltung 

des Braunkohleausstiegs interpretieren. Für 2018 bis 2020 liegt der Fokus der Debatte dem-

entsprechend auf den Argumenten für die Priorisierung der ökologischen Aspekte und den 

Folgen für die Wirtschaft bei der Gestaltung der politischen Instrumente. Die Einordnung der 

identifizierten Veränderungen in den Forschungsstand zur Analyse von Politikprozessen ist 

Gegenstand der folgenden Kapitel und erfolgt abschließend in Kapitel 7.2.  

Die Limitationen dieses empirischen Teils ergeben sich insbesondere aus der fehlenden Iden-

tifizierung der Advocacy Koalitionen und aus der Operationalisierung der Policy Core Beliefs 

als einziges Kriterium zur Zuordnung der Akteur*innen in die Koalitionen. So wird hier zum 

einen die Existenz zweier Koalitionen im Subsystem anhand der bisherigen empirischen Ar-

beiten zum ACF vorausgesetzt (Löhr 2020; Hirschl 2008). Die Studien analysieren allerdings 

das Subsystem der deutschen Energiewende, sodass für das Subsystem der Braunkohlever-

stromung möglicherweise andere Koalitionsstrukturen denkbar wären. Dieses Risiko wird 

durch die Einbettung des Subsystems und durch die Arbeit von Leipprand und Flachsland 

(2018) gesenkt, die diese duale Struktur auch in der Debatte um den Kohleausstieg be-

schreiben. In dieser Arbeit wurden die Akteur*innen auf Basis gemeinsamer Policy Core Be-

liefs in die Advocacy Koalitionen zugeordnet, was nach Weible et al. (2020: 1067) lediglich 

die Minimalbedingung zur Identifizierung einer Koalition darstellt. Für die exakte Analyse der 

Advocacy Koalitionen ist Koordination der politischen Aktivitäten zwischen den Ak-

teur*innen einer Koalition ebenfalls von Bedeutung (Weible et al. 2020: 1065). In dieser Ar-

beit wäre dafür ein anderes methodisches Vorgehen notwendig, was den Umfang der Arbeit 

übersteigt. Außerdem weist diese Arbeit Einschränkungen durch die methodische Herange-

hensweise auf. Die Verwendung von Veröffentlichungen der Akteur*innen als Datengrund-

lage lässt mögliche Unterschiede zwischen den tatsächlichen Überzeugungen der Ak-

teur*innen und ihren Strategien in der Öffentlichkeitsarbeit außer Acht. Es besteht die Mög-

lichkeit, dass die Verschiebung der Policy Core Beliefs der Wirtschaftskoalition eher strate-

gisch begründet ist, da sie ihren Einfluss auf die Verhandlungen um die Gestaltung des Aus-

stiegs wahren wollte. Andererseits kann davon ausgegangen werden, dass die Akteur*innen 

ihre Argumente und Einstellungen in der öffentlichen Debatte vertreten wissen wollen. Für 

eine detailliertere Analyse wäre die Durchführung von Interviews eine gute Ergänzung, um 

die Beliefs der Akteur*innen aus den Dokumenten zu überprüfen.  
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7. Empirische Ergebnisse: Kriterien von Politikwandel 

7.1 Analyse der Kriterien und der Einflussfaktoren von Politikwandel 

In diesem Kapitel werden auf Basis der bisherigen empirischen Ergebnisse die Kriterien des 

Pfads für Politikwandel am Fallbeispiel erörtert, um dann Einflussfaktoren auf das Subsystem 

identifizieren und im Anschluss den Umfang des Wandlungsprozesses diskutieren zu können. 

Für den Wandlungspfad der externen Ereignisse lässt sich eine Verschiebung der öffentli-

chen Meinung in Richtung der Policy Core Beliefs der Umweltkoalition feststellen. Wie in der 

Beschreibung des Subsystems aufgeführt (Kapitel 4.1), intensivierte sich die öffentliche De-

batte um den Braunkohleausstieg zwischen 2018 und 2020. Mit der drohenden Verfehlung 

der nationalen Klimaschutzziele für 2020 und der zunehmenden Bedeutung von Fridays for 

Future wurden zwischen 2018 und 2020 immer mehr Menschen für Demonstrationen gegen 

die Braunkohleverstromung mobilisiert. Hierbei könnte das Verfehlen der Klimaschutzziele 

ein externes Ereignis für Politikwandel nach dem ACF darstellen. Diese Entwicklung zeigt sich 

zum einen in der erhöhten Aufmerksamkeit der Medien und zum anderen in den gewachse-

nen Teilnehmendenzahlen bei den Protesten im Hambacher Forst. Daraus lassen sich Ver-

mutungen über die Wirkung auf die Akteur*innen und ihre Machtkonstellation innerhalb des 

Subsystems ableiten. So konnten die Akteur*innen der Umweltkoalition ihren Einfluss im 

Subsystem durch die verschobene öffentliche Debatte erhöhen. Dies verstärkte den Druck 

auf die Akteur*innen des Subsystems, sodass politische Veränderungen des Status Quos 

wahrscheinlicher wurden. Dies liefert einen Erklärungsansatz für die Änderungen der Policy 

Core Beliefs der Akteur*innen der Wirtschaftskoalition. Demnach waren ihre Argumente und 

Positionen aufgrund der Verschiebung der öffentlichen Debatte nicht mehr vertretbar, wes-

halb sie die politische Regulierung der Braunkohleverstromung akzeptierten und stattdessen 

die Berücksichtigung ihrer wirtschaftlichen Positionen in der Umsetzung priorisierten. Diese 

konnten die Akteur*innen bei der Ausgestaltung der politischen Instrumente, insbesondere 

bei der Festlegung des Ausstiegsdatums und bei den Kompensationshilfen, auch durchset-

zen, sodass sie das beschlossene Kohleausstiegsgesetz 2020 befürworteten. 

Der Pfad des politikorientierten Lernens der Akteur*innen ist durch eine Erweiterung der 

Kenntnisse der Akteur*innen und die anschließende Anpassung des Belief Systems gekenn-

zeichnet. Da sich, wie oben beschrieben, lediglich Veränderungen der Policy Core Beliefs im 
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Bereich der Priorisierung der politischen Instrumente feststellen lassen, kann ein umfassen-

der Lernprozess zu den grundlegenden Vorstellungen des Subsystems bei den Akteur*innen 

ausgeschlossen werden. Die Änderungen der Priorisierung der politischen Instrumente bei 

einigen Akteur*innen lassen sich zudem mit den Veränderungen in der Ausgestaltung der 

Instrumente erklären.  

Die Kriterien für Politikwandel auf der Basis von Abkommen lassen sich hier nur einge-

schränkt wiederfinden. Durch die Einsetzung der KSWB wurde ein Forum für die Bildung ei-

nes Konsenses zwischen den Advocacy Koalitionen geschaffen. Die Beteiligung von Ak-

teur*innen aus beiden Koalitionen hat ebenfalls stattgefunden, aber die Umweltkoalition 

war mit deutlich weniger Akteur*innen vertreten als die Wirtschaftskoalition. Gleichzeitig 

bestand die vierköpfige Leitung der KSWB mehrheitlich aus Akteur*innen der Wirtschaftsko-

alition, sodass durch die ungleiche Verteilung der Positionen eine Kompromissfindung mit 

dem Einverständnis aller Akteur*innen erschwert wurde. Zusätzlich lässt sich davon ausge-

hen, dass die Wirtschaftskoalition aufgrund der geringen Ambitionen für Veränderungen im 

Subsystem den Status Quo vorzieht. Diese Aspekte zeigen auf, dass die KSWB kein Forum zur 

Schaffung eines Abkommens zwischen den Advocacy Koalitionen nach dem ACF darstellt. 

Trotzdem konnte die KSWB einen Kompromiss zwischen den daran beteiligten Akteur*innen 

erzielen. Allerdings führten vor allem die Unterschiede zwischen dem Kompromiss der KSWB 

und dem Kohleausstiegsgesetz 2020 zur Ablehnung des Gesetzes aller Akteur*innen der 

Umweltkoalition. Dementsprechend sind die Kriterien für ein Abkommen hier nur mit Ein-

schränkungen erfüllt und führten im Anschluss nicht zur Umsetzung des Kompromisses. 

7.2 Diskussion: Inwieweit hat ein politischer Wandel stattgefunden? 

Zusammenfassend können auf Basis der Kriterien für die Pfade von Politikwandel nur wenige 

Einflussfaktoren im Fallbeispiel identifiziert werden. Zu diesen gehört der externe Einfluss 

der drohenden Verfehlung der Klimaschutzziele, die daraus resultierende Aufmerksamkeit 

und die öffentliche Debatte sowie die Verschiebung einer Dimension der Policy Core Beliefs 

bei den Akteur*innen der Wirtschaftskoalition. Demzufolge hat weder eine umfassende Ver-

änderung der Policy Core Beliefs noch eine Verschiebung der Einflussnahme auf Politikpro-

zesse von der Wirtschaftskoalition hin zur Umweltkoalition stattgefunden. Daraus wird ge-

schlussfolgert, dass im Untersuchungszeitraum zwischen 2018 und 2020 kein „Major Policy 
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Change“ nach dem ACF stattgefunden hat. Dennoch lässt sich durch den Wandel bzw. die 

Verstärkung der Debatte eine erhöhte Einflussnahme der Umweltkoalition auf Politikprozes-

se feststellen, sodass ein Beschluss zur politischen Regulation des Braunkohleausstiegs zu-

stande kam. Dieser umfasst in der Ausgestaltung aber vor allem die Beliefs der Wirtschafts-

koalition.  

In Bezug auf die Destabilisierung des bestehenden sozio-technischen Regimes innerhalb der 

deutschen Energietransition liefern die Ergebnisse dieser Arbeit verschiedene Anknüpfungs-

punkte. Zum einen spiegelt die Ausgestaltung des Phase-outs die Überzeugungen der am 

Status Quo festhaltenden Wirtschaftskoalition von 2020 wider. Dementsprechend lässt sich 

annehmen, dass die Wirtschaftskoalition die Debatte zwischen 2018 und 2020 zu ihren 

Gunsten beeinflusste und somit ein ambitioniertes Ausstiegsziel, wie von der Umweltkoaliti-

on gefordert, im Beschluss verhindern konnte. Dies stimmt mit den aktuellen Forschungser-

gebnissen überein, wonach die Akteur*innen des Status Quo die Debatte in ihre Richtung 

beeinflussen (Leipprand und Flachsland 2018: 196) und die Incumbents die Geschwindigkeit 

der Energietransition hemmen (Hess 2014; Lauber und Jacobsson 2016; Stefes 2016; Johns-

tone und Hielscher 2017). Die Incumbents sind hierbei der Wirtschaftskoalition zuzuordnen 

und werden in dieser Analyse den Energieunternehmen LEAG und RWE vertreten. Zum an-

deren zeigen die Ergebnisse ebenfalls, dass der Druck auf das bestehende Regime durch die 

externen Einflüsse gestiegen ist. Dies zeigen Kungl und Geels (2016) bereits für die deutsche 

Energieversorgung zwischen 1998 und 2015. Die große öffentliche Aufmerksamkeit durch 

die drohende Verfehlung der Klimaschutzziele stellen hierbei im Untersuchungszeitraum 

zusätzliche Faktoren dar, die den Druck auf das bestehende Subsystem weiter erhöht haben. 

Die veränderten Überzeugungen der Wirtschaftskoalition bilden somit vermutlich eine Form 

des Umgangs und der Anpassung an die Herausforderungen für die Incumbents. Daraus lässt 

sich schlussfolgern, dass der Braunkohleausstieg mithilfe dieser akteur*innenbasierten Ana-

lyse nur mit Einschränkungen zu einer Destabilisierung des bestehenden Regimes innerhalb 

der deutschen Energietransition beträgt. 

Die Limitationen zeigen sich insbesondere in diesem empirischen Teil der Arbeit. So können 

die Veränderungen der Beliefs durch den kurzen Untersuchungszeitraum von zwei Jahren 

die politischen Entwicklungen nur zum Teil erklären, weil politische Wandlungsprozesse über 
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einen längeren Zeitraum stattfinden, und hier dementsprechend nur Veränderungen unmit-

telbar vor dem Beschluss des Kohleausstiegs untersucht wurden. Es kann demnach nicht 

ausgeschlossen werden, dass ein umfassender Politikwandel bei einem längeren Untersu-

chungszeitraum von zehn Jahren, wie im ACF vorgesehen, empirisch messbar wäre. Ein Hin-

weis dafür ist, dass der Destabilisierungsprozess im deutschen Energiesektor und die daraus 

resultierende Neuorientierung der Incumbents von Kungl und Geels (2016) schon zwischen 

1998 und 2015 beobachtet wurde. Hierbei wäre eine empirische Untersuchung auch über 

2020 hinaus spannend, um die Entwicklungen der Überzeugungen auch nach dem Beschluss 

des Kohleausstiegsgesetzes und den daraus entstehenden politischen Wandlungsprozessen 

in der anschließenden Umsetzung des Gesetzes zu analysieren. Dementsprechend können 

die Ergebnisse dieser Untersuchung lediglich Hinweise über den politischen Wandlungspro-

zess im Sinne des ACFs liefern. Außerdem wäre die Operationalisierung unter Einbezug von 

theoretischen Erklärungsansätzen für die Stabilität von Subsystemen, wie beispielsweise der 

Ansatz der Pfadabhängigkeiten, sinnvoll, denn diese würden die hier festgestellte Kontinui-

tät der Beliefs in den Entscheidungsprozessen theoretisch fundieren.  

Insgesamt kann diese Arbeit anhand des empirischen Beispiels des Braunkohleausstiegs in 

Deutschland einen Einblick in die Entstehung von Phase-out Politiken als Aushandlungspro-

zess verschiedener Akteur*innen geben, bei denen zwei Koalition um die Einflussnahme auf 

Politikentscheidungen ringen. Damit gliedert sich diese Arbeit in die Forschungsdebatte zu 

Phase-out Politiken als eine Policy zur Destabilisierung des bestehenden soziotechnischen 

Regimes ein, wobei die Wirkung auf den Destabilisierungsprozess hier durch die fehlenden 

Hinweise auf einen umfassenden Politikwandel weitestgehend offenbleibt. Inwieweit der 

Braunkohleausstieg zu einer Beschleunigung der Destabilisierung des Braunkohlesubsystems 

und ihren Incumbents führt und damit den deutschen Energiewandel vorantreibt, bleibt eine 

Fragestellung, die in zukünftigen Studien bearbeitet werden könnte.  

8. Fazit 

Diese Arbeit stellt durch die empirische Anwendung des akteur*innenbasierten Ansatz des 

ACFs die Überzeugungen der Akteur*innen im Subsystem um das Phase-out der Braunkohle 

in Deutschland dar. Mithilfe der Identifikation von Advocacy Koalitionen werden Verände-
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rungen in den Überzeugungen aufgezeigt. Diese sind insbesondere in der Wirtschaftskoaliti-

on bei der Priorisierung und Ausgestaltung der politischen Instrumente zu verorten. Auf Ba-

sis dieser Ergebnisse werden Aspekte von politischen Wandlungsprozessen mithilfe des ACFs 

beleuchtet. So kann eine Verschiebung der politischen Debatte von der Fragestellung, ob ein 

Braunkohleausstieg stattfindet, hin zur Gestaltung des Phase-outs für den Untersuchungs-

zeitraum als externer Einflussfaktor festgestellt werden. Die Analyse der Faktoren von Poli-

tikwandel zeigt dabei, dass ein umfassender Politikwandel trotz des Beschlusses des Braun-

kohleausstiegs nicht stattgefunden hat. Diese Arbeit leistet damit einen Beitrag zur Be-

schreibung eines Teilaspekts des deutschen Energiewandels und zur Entstehung von Phase-

out Politiken in der Aushandlung zwischen Akteur*innen des Subsystems.  

Die Auswirkungen des Phase-outs auf die deutsche Energiewende und die Erklärung von 

Politikprozessen auf Basis von inkrementellen Wandlungsprozessen über einen längeren 

Zeitraum wären deshalb wichtige Ansätze für künftige Forschungen im Feld der Energietran-

sition. Dabei kommt ländervergleichenden Studien eine besondere Bedeutung im Bereich 

von Phase-out Politiken zu, da diese die Unterschiede in den Aushandlungsprozessen und 

der Wirkung der Policies beschreiben können.  
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Anhang 1: Operationalisierung der Policy Core Beliefs und Kategoriensystem 

Dimension der Policy 
Core Beliefs 

Ableitung für das 
Fallbeispiel 

Subdimension Kategorien 

1. Wichtigkeit und 
Bedeutung der 
Problemstellung 

Ambition der Ak-
teur*innen 

Geschwindigkeit des Braun-
kohleausstiegs 

Der Braunkohleausstieg… 

1) …darf nicht/nur unter be-
stimmten Voraussetzun-
gen stattfinden. 

2) …muss zügig unter be-
stimmten Voraussetzun-
gen stattfinden.  

3) …muss schnellstmöglich 
stattfinden. 

2. Ursache der Prob-
lemstellung 

Klimaschutzziele Wirkung der Braunkohlever-
stromung auf das Erreichen 
der Klimaschutzziele 

Die Braunkohleverstromung… 

1) …spielt keine Rolle… 

2) …ist ein Teilaspekt … 

3) …ist entscheidend… 

…für das Erreichen der Klima-
schutzziele. 

3. Verantwortlichkeit 
zur Adressierung 
des Problems 

 

Staat oder Markt Staatliche oder marktwirt-
schaftliche Regulierung 

1) Der Ausstieg/Die Reduktion 
erfolgt über die markt-
wirtschaftliche Regulierung 
durch den CO²-Preis. 

2) Die staatlichen Institutio-
nen müssen starke Anreize 
für eine/n marktbasierten 
Ausstieg/Reduktion schaf-
fen.  

3) Die staatlichen Institutio-
nen müssen den Aus-
stieg/die Reduktion festle-
gen und regulieren. 

4. Partizipation der 
Öffentlichkeit 

Einbezug zivilgesell-
schaftlicher Ak-
teur*innen und der 
öffentlichen Mei-
nung  

Berücksichtigung in Ent-
scheidungsprozessen 

Die Berücksichtigung der öf-
fentlichen Meinung und/oder 
zivilgesellschaftlicher Ak-
teur*innen … 

1) …ist sehr wichtig. 

2) …muss mitgedacht werden. 

3) …ist nicht so wichtig. 

5. Priorisierung politi-
scher Instrumente 

Dialogorientierte 
Lösung 

Die Arbeit der KSWB Die Entwicklung und Umset-
zung eines Konsenses in der 
KSWB… 

1) …ist sehr wichtig. 

2) … ist wünschenswert. 

3) … ist nicht so wichtig. 

Politische Regulie- Beschluss des Kohleaus- Die gesetzliche Festlegung… 
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rung stiegsgesetz 1) …ist sehr wichtig. 

2) … ist wünschenswert. 

3) … ist nicht so wichtig. 

Management des 
Strukturwandels 

Unterstützung mit Maßnah-
men zum Strukturwandel in 
den Braunkohleregionen 

Die Unterstützung mit Maß-
nahmen für den Strukturwan-
del… 

1) … ist sehr wichtig. 

2) … ist wünschenswert. 

3) … ist nicht so wichtig. 

Kompensation Kompensationszahlungen für 
finanzielle Verluste durch 
den Braunkohleausstieg 

Die Kompensationszahlungen 
sind… 

1) … ist sehr wichtig. 

2) … ist wünschenswert. 

3) … ist nicht so wichtig. 

6. Grundlegende Vor-
stellungen  

Wirtschaft 

 

Wettbewerbsfähigkeit Die Auswirkung auf die wirt-
schaftliche Wettbewerbsfähig-
keit… 

1) …hat Priorität. 

2) …muss mitgedacht werden. 

3) …ist nicht drängend. 

Strompreise Die Auswirkung auf die Strom-
preise… 

1) …hat Priorität. 

2) …muss mitgedacht werden. 

3) …ist nicht drängend. 

Arbeitsplätze Die Auswirkung auf den Ar-
beitsmarkt… 

1) …hat Priorität. 

2) …muss mitgedacht werden. 

3) …ist nicht drängend. 

Energieversorgungssicherheit 
für Industrie 

Die Auswirkung auf die Ener-
gieversorgungssicherheit… 

1) …hat Priorität. 

2) …muss mitgedacht werden. 

3) …ist nicht drängend. 

Planungssicherheit für wirt-
schaftliche Akteur*innen 

Die Planungssicherheit… 

1) …hat Priorität. 

2) …wäre wünschenswert. 

3) …ist nicht drängend. 

Umwelt Einhaltung der Pariser Klima-
schutzziele 

Die Einhaltung der Pariser Kli-
maziele… 

1) …ist sehr wichtig. 

2) …wäre wünschenswert. 

3) …ist nicht drängend. 
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Anhang 2: Datensammlung: Liste der Akteur*innen und der Dokumente 

Gruppe Akteur*in Dokumente 

 

B
u

n
d

e
sm

in
is

te
ri

e
n

 

BMU  Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung" nimmt Arbeit 
auf (2018a) 

 Statement von Bundesumweltministerin Svenja Schulze zum Hambacher 
Forst (2018b) 

 Der Kohleausstieg ist beschlossen (2020) 

BMWi  Bundeskabinett setzt Kommission „Wachstum, Strukturwandel und 
Beschäftigung“ ein (2018) 

 Generationenprojekt Kohleausstieg final beschlossen (2020) 

 

P
o

lit
is

ch
e 

P
ar

te
ie

n
 

CDU  Strukturkommission muss Versorgungssicherheit und Wettbewerbsfähigkeit 
garantieren (Bundestagsfraktion CDU/CSU 2018) 

 Der Schlüssel für einen erfolgreichen Umbau der Energieversorgung 
(Bundestagsfraktion CDU/CSU 2020) 

 Der Weg aus der Kohle: Einigung zum Kohleausstieg steht (2020) 

SPD  Mit diesem Sechs-Punkte-Plan kann der Kohleausstieg gelingen. Ein 
Gastbeitrag des Bundesministers für Arbeit und Soziales, Hubertus Heil, in 
der WirtschaftsWoche (WiWo) (BMAS 2018) 

 Deutschland steigt aus Kohle aus (2020) 

Bündnis 
90/ Die 
Grünen 

 Kohlekommission muss in der Klimakrise liefern (2018) 

 Bundesregierung verpasst Chance für echten Klimaschutz (2020a) 

 Kohleausstieg: Mehr Klimaschutz wäre besser gewesen! (2020b) 

 

La
n

d
e

sr
e

gi
er

u
n

ge
n

 

Landes-
regierung 
Branden-
burg 

 Woidke begrüßt Einsetzung der Kohle-Kommission – Keine neuen 
Strukturbrüche in der Lausitz (2018) 

 Wirtschaftsminister der sechs von einem vorzeitigen Kohle-Ausstieg 
besonders betroffenen Bundesländer kritisieren Arbeit der Kommission 
„Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung“ (Landesregierung NRW 
2018b) 

 Dietmar Woidke zu Vereinbarung zum Kohleausstieg: „Endlich Klarheit und 
Planungssicherheit" (2020a) 

 Woidke zu Kohleausstiegsgesetzen: Bundestag und Bundesrat in der 
Verantwortung (2020b) 

Landes-
regierung 
NRW 

 Ministerpräsident Laschet: Klimaziele erreichen und Wettbewerbsfähigkeit 
des Industrielandes sichern (2018a) 

 Wirtschaftsminister der sechs von einem vorzeitigen Kohle-Ausstieg 
besonders betroffenen Bundesländer kritisieren Arbeit der Kommission 
„Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung“ (2018b) 

 Nordrhein-Westfalen begrüßt Beschluss der Gesetze zum Kohleausstieg 
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(2020) 

Landes-
regierung 
Sachsen 

 Wirtschaftsminister der sechs von einem vorzeitigen Kohle-Ausstieg 
besonders betroffenen Bundesländer kritisieren Arbeit der Kommission 
„Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung“ (Landesregierung NRW 
2018b). 

 Milliarden-Bundeshilfen zur Strukturentwicklung in den Braunkohleregionen 
beschlossene Sache (2020) 

 

En
e

rg
ie

ve
rs

o
rg

e
r 

u
n

d
 V

e
rt

re
-

te
r*

in
n

en
 d

e
r 

In
d

u
st

ri
e 

RWE  Energiewelt von morgen (2018) 

 Kohleausstieg nach zwei Jahren gesetzlich geregelt (2020a) 

 RWE geht mit Verständigung zum Kohleausstieg bis an die Grenzen des 
Machbaren (2020b) 

LEAG  Voller Energie rund um die Uhr (2018) 

 LEAG trägt den Kohleausstiegsplan der Regierung mit (2020) 

BDI  Kohleausstieg nicht überstürzen (2018) 

 Kohleausstiegsgesetz: Bundesregierung muss Strompreisentlastung 
verbindlich regeln (2020a) 

 Wichtiger Meilenstein in der deutschen Energiepolitik (2020b) 

 

G
e

w
er

k-

sc
h

af
te

n
 

IG BCE  Zum Start der Strukturkommission „Reviere brauchen Perspektiven für gute 
Industriearbeit“ (2018) 

 "Jetzt wird es Zeit, vom Abschalten ins Gestalten zu kommen" (2020) 

  

 

N
G

O
s 

u
n

d
 z

iv
ilg

e
se

lls
ch

af
tl

ic
h

e
 A

kt
e

u
r*

in
n

e
n

 

BUND  Endspiel um die Kohle – Ausgang ungewiss (2018a) 

 Klima schützen – Kohle stoppen: Umweltverbände fordern konkretes 
Ausstiegsszenario (2018b) 

 Kohleausstiegsgesetz ist eine Farce – Abschied von der Kohle muss viel 
schneller kommen (2020) 

Green-
peace 

 Farbe gekriegt! (2018a) 

 Klima schützen – Kohle stoppen: Umweltverbände fordern konkretes 
Ausstiegsszenario (BUND 2018b) 

 Klimaschutz ernst gemeint (2018b) 

 Greenpeace protestiert vor dem Bundeskanzleramt gegen das 
Kohleausstiegsgesetz „Blamabel für Deutschland“ (2020a) 

 Kohlegesetz: CDU will Milliarden Euro an Energieversorger verschenken 
(2020b) 

Buirer für 
Buir 

 Geben Sie den vom Braunkohletagebau betroffenen Menschen endlich eine 
Stimme! (2018) 

 Kohleausstiegsgesetz der Bundesregierung ist Rückschritt (2020) 

Fridays for 
Future 

 Bundesweite Proteste von Fridays for Future gegen das Kohleausstiegsgesetz 
(2020a) 
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 Offener Brief zur Zukunft des Hambi und Datteln IV (2020b) 
V

e
rt

re
te

r-
*

in
n

e
n

 

d
e

r 
W

is
-

se
n

-

sc
h

af
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DIW  Ein zügiger Kohleausstieg in Deutschland und NRW sichert das Klimaziel für 
2030 (2018) 

 „Kohleausstieg: Wenig Klimaschutz für viel Geld“ (2020) 
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